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ZUR DISKUSSION GESTELLT

Einbürgerung (junger) Migranten:  
Katalysator oder Belohnung für  
gelungene Integration?
Die internationale Migration hat in den letzten Jahrzehnten erheblich zugenommen. 
Kinder mit Migrationshintergrund sind in vielen Industrieländern die am schnells-
ten wachsende Bevölkerungsgruppe und werden die Gesellschaften zukünftig prägen. 
Für Aufnahmeländer ist daher eine erfolgreiche Integration der Kinder von Einwande-
rern von wesentlicher Bedeutung. Kann die Einbürgerung Teil des Integrationsprozes-
ses sein? Oder sollte sie eher als »Belohnung« für gelungene Integration gesehen wer-
den? Könnte sich das Geburtsortsprinzip als ein Katalysator für Integration erweisen? 

Christina Gathmann und Ole Monscheuer

Fördert Einbürgerung die wirtschaftliche und  
soziale Integration?

Die Migration über Staatsgrenzen hinweg hat in den 
letzten Jahrzehnten erheblich zugenommen. So  
leben heute über 270 Mio. Menschen – etwa 3,5% 
der Weltbevölkerung – in einem anderen Land als 
jenem, in dem sie geboren wurden (Vereinte Natio-
nen 2020). Gleichzeitig gibt es in den Herkunfts- und 
vor allem in den Aufnahmeländern vermehrt Sor-
gen und Diskussionen über die wirtschaftlichen und  
sozialen Folgen der Migration. Populistische Par-
teien, die Brexit-Bewegung und der amtierende US- 
Präsident haben alle erheblich von dem Unbehagen 
profitiert, das viele Menschen mit dem gegenwärtigen 
Umfang der Zuwanderung haben. 

Deutschland ist ein beliebtes Einwanderungsland

Deutschland ist ein gutes Beispiel für die Entwicklung 
solcher Spannungen: In den letzten Jahren ist das 
Land zu einem der wichtigsten Zielländer für Zuwan-
derer geworden. Gleichzeitig wird heftig darüber de-
battiert, ob und wie die Zuwanderung besser gesteu-
ert und reguliert werden kann. Deutschland verzeich-
net seit dem Jahr 2000 rund 600 000 Zuzüge jährlich. 
Seit 2012 sind die Zuzüge auf über eine Million pro 
Jahr angestiegen – damit ist Deutschland zum be-
liebtesten Zielland der Welt geworden und übertrifft 
sogar die Vereinigten Staaten (vgl. Abb. 1).1 Die Ver-
mutung liegt nahe, dass der rasante Anstieg seit 2012 

1	 Die Vereinigten Staaten sind nach wie vor das Land mit der höchs-
ten Zahl ansässiger Einwanderer, da die Einwanderungsströme in der 
Vergangenheit anhaltend hoch waren (Vereinte Nationen 2020).

eine Folge der vergleichsweise liberalen deutschen 
Flüchtlingspolitik ist. Aber Deutschland bleibt das 
beliebteste Zielland für Zuwanderer, selbst wenn man 
Asylbewerber nicht in der Berechnung berücksichtigt 
(Gathmann und Monscheuer 2020b). Die hohen Zu-
ströme haben dazu geführt, dass heute 15% der deut-
schen Bevölkerung im Ausland geboren sind – dies 
entspricht einer Größenordnung, die mit der Situation 
in Großbritannien oder in den Ver-
einigten Staaten vergleichbar ist. 
In vielen Ländern Europas, wie 
in Frankreich, Schweden oder 
der Schweiz, haben sich die 
Einwanderungszahlen ähnlich  
entwickelt.

Die politischen Kontroversen 
sowie die öffentliche Debatte über 
Einwanderung in Europa konzen-
trierten sich in den vergangenen 
Jahren weitgehend auf Geflüchtete 
sowie die Frage, wie der Zuzug 
aus Ländern geregelt werden 
kann, die von militärischen oder 
politischen Konflikten und den 
damit verbundenen wirtschaftli-
chen Problemen gezeichnet sind. 
Diese Debatten sind wichtig, aber 
darüber hinaus gilt es eine weitere 
Frage zu beantworten: Wie kann 
die Integration der Zuwanderer 
gelingen, so dass sie ein aktiver 
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Bestandteil dieser Gesellschaft werden und zum 
wirtschaftlichen Wohlstand wie auch sozialen Zu-
sammenhalt beitragen?

Die Erfolge bei der Integration sind gemischt 

Die Bilanz vieler europäischer Länder bei der ökonomi
schen und sozialen Integration ist jedoch eher be-
scheiden: Bei Einwanderern liegen die Beschäftigungs-
quoten niedriger und die Arbeitslosenquoten höher 
als bei Einheimischen; zudem sind Einwanderer öfter 
vom Sozialstaat abhängig. Häufig erreicht auch die 
zweite und sogar dritte Generation wenig Fortschritte, 
mit niedrigerem Bildungsniveau und schlechteren Ar-
beitsmarktleistungen als ihre einheimischen Altersge-
nossen. Dagegen scheinen in Ländern wie Australien, 
Kanada oder den Vereinigten Staaten Zuwanderung 
und langfristiger Wohlstand eher Hand in Hand zu 
gehen und beträchtliche Vorteile sowohl für die Zu-
wanderer als auch für das Zielland zu bringen.

Doch wie sind diese Unterschiede zu erklären? 
Liegt es daran, dass die Einwanderung in Australien, 
Kanada und den Vereinigten Staaten schon immer 
ein integraler Bestandteil des wirtschaftlichen und 
sozialen Gefüges war? Die berühmte Inschrift an der 
Freiheitsstatue deutet auf eine solche offenere Hal-
tung gegenüber Einwanderern zumindest hin: »Gebt 
mir eure Müden, eure Armen, eure zusammengekau-
erten Massen, die sich danach sehnen, frei zu atmen, 
den elenden Abfall eures wimmelnden Ufers. Schickt 
mir diese Obdachlosen, die vom Sturm heimgesucht 
werden, hoch halte ich meine Lampe neben dem gol-
denen Tor!« (geschrieben von der amerikanischen 
Dichterin Emma Lazarus)2.

Andere vertreten die Ansicht, dass die Einwan-
derungspolitik der traditionellen Einwanderungslän-
der besser darauf ausgelegt ist, Immigranten nach 
ihrer Ankunft zum Erfolg zu verhelfen. Die Einbürge-
rungspolitik eines jeden Landes ist ein wichtiger Be-

2	 Englischer Originaltext: »Give me your tired, your poor, your 
huddled masses yearning to breathe free, the wretched refuse of 
your teeming shore. Send these, the homeless, tempest-tossed to 
me, I lift my lamp beside the golden door!« (Emma Lazarus).

standteil einer solchen Strategie; sie legt fest, unter 
welchen Bedingungen Einwanderer und ihre Nach-
kommen vollwertige Mitglieder der Gesellschaft – mit 
allen Rechten und Pflichten – werden können. Zwar 
bieten alle entwickelten Länder die Möglichkeit der 
Einbürgerung an, jedoch unterscheiden sie sich er-
heblich darin, wie restriktiv oder liberal die Kriterien 
zur Einbürgerung sind. Ein wichtiger Unterschied ist, 
wie lange ein Einwanderer im Zielland legal gelebt 
haben muss, bevor er oder sie sich einbürgern las-
sen kann. Kanada und die Vereinigten Staaten erlau-
ben Einwanderern die Einbürgerung bereits nach vier 
bzw. fünf Jahren Aufenthalt. In anderen Ländern, wie  
Österreich, Deutschland oder der Schweiz, sind zehn 
oder mehr Jahre legalen Aufenthalts Vorbedingung. 
Allerdings unterscheiden sich die Länder nicht nur 
in ihrer Staatsbürgerschaftspolitik, sondern auch 
hinsichtlich vieler weiterer Aspekte, die die Anzahl 
und Art der Einwanderer sowie deren wirtschaftli-
ches und soziales Wohlergehen beeinflussen. Insofern 
ist ein Vergleich der Integration von Einwanderern 
zwischen diesen Ländern inhaltlich und methodisch  
problematisch.

Welche Rolle spielt die Einbürgerungspolitik eines 
Landes?

Die zentrale Frage lautet, ob Staatsbürgerschaft und 
Einbürgerung tatsächlich eine erfolgreiche Integra-
tion bewirken – oder ob sich nur jene Einwanderer 
einbürgern lassen, die die besten Voraussetzungen 
und den größten Willen zur Integration aufweisen. 
Im ersten Fall dient die Staatsbürgerschaft als Kata-
lysator für die Integration und verbessert die wirt-
schaftliche und soziale Stellung der Einwanderer, 
was sich möglicherweise positiv auf die Familie und 
darüber hinaus auswirkt. Im zweiten Fall fungiert die 
Einbürgerung lediglich als eine Art Auszeichnung, die 
Einwanderern verliehen wird, die sich bereits erfolg-
reich integriert haben. Mit der Beantwortung dieser 
Frage ist für die Politik eine wichtige Entscheidungs-
grundlage geschaffen: Wenn Staatsbürgerschaft ein 
Katalysator für Integration ist, dann wird die Libe-
ralisierung der Staatsbürgerschaftsgesetze die Inte
gration unter wirtschaftlichen und sozialen Gesichts-
punkten verbessern können. Dies kommt sowohl den 
Einwanderern als auch dem Zielland zugute. Wenn 
sich jedoch die Einbürgerung an sich nicht als inte-
grationsfördernd erweist, wird die Liberalisierung 
der Staatsbürgerschaftsgesetze wenig bewirken. 
Sie könnte sogar zu einer Zunahme der fiskalischen 
Belastung führen, beispielsweise falls sich heraus-
stellt, dass eingebürgerte Zuwanderer mit größerer 
Wahrscheinlichkeit auf Sozialtransfers angewiesen  
sind.

Ein zentrales Ergebnis unserer Forschung zur Re-
form des deutschen Staatsbürgerschaftsrechtes ist, 
dass der Zugang zur Staatsbürgerschaft ein wichtiges 
Instrument zur Förderung der Integration von Einwan-

© ifo InstitutQuelle: OECD, International Migration Database.
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derern im Aufnahmeland ist. Insbesondere zeigen wir, 
dass die Liberalisierung des Staatsangehörigkeits-
rechts in Deutschland die Integrationsanreize für Zu-
wanderer erhöht hat – mit positiven Auswirkungen 
auf ihre Situation im Arbeitsmarkt und deutlichen 
Effekten auf ihre Heirats- und Fertilitätsentschei-
dungen. Besonders positiv wirkt sich die Erlangung 
der Staatsbürgerschaft bei Migrantinnen aus, die oft 
wirtschaftlich am stärksten von ihrer Familie und dem 
sozialen Umfeld abhängig sind.

DIE DEUTSCHEN 
STAATSBÜRGERSCHAFTSREFORMEN

Vor 1990 war die deutsche Staatsbürgerschaft eng 
an die Abstammung und ethnische Herkunft gebun-
den (»ius sanguinis«) – wie im Gesetz von 1913 fest-
gelegt. Kriterien für Einwanderer, die keine deutsche 
Abstammung nachweisen konnten, gab es nicht, und 
Einbürgerungen von Personen ohne deutsche Abstam-
mung waren selten. Die Einbürgerungsrichtlinien von 
1977 fassen die damalige offizielle Haltung gut zu-
sammen: »Die Bundesrepublik Deutschland ist kein 
Einwanderungsland; sie strebt nicht an, die Anzahl der 
deutschen Staatsangehörigen gezielt durch Einbürge-
rung zu vermehren [...]. Die Verleihung der deutschen 
Staatsangehörigkeit kann nur in Betracht kommen, 
wenn ein öffentliches Interesse an der Einbürgerung 
besteht; die persönlichen Wünsche und wirtschaftli-
chen Interessen des Einbürgerungsbewerbers können 
nicht ausschlaggebend sein«. (Hailbronner und Renner 
1992, S. 865–666)

Wendepunkt bei der Staatsbürgerschaft:  
Die Reform von 1991

Die Verabschiedung des Ausländergesetzes durch 
den Deutschen Bundestag im April 1990 markierte 
einen Wendepunkt im Umgang mit Einwanderung und 
Staatsbürgerschaft. Die Reform, die am 1. Januar 1991 
in Kraft trat, definierte erstmals explizite Regeln und 
Kriterien für die Einbürgerung. Vor allem schrieb das 
neue Gesetz altersabhängige Aufenthaltsvorausset-
zungen für die Einbürgerung vor. Erwachsene Einwan-
derer, die im Alter von mindestens 15 Jahren nach 
Deutschland kamen, mussten 15 Jahre in Deutsch-
land leben, bevor sie die Staatsbürgerschaft bean-
tragen konnten. Jugendliche, die im Alter zwischen 
sieben und 14 Jahren ankamen, konnten bereits nach 
acht Jahren Aufenthalt die deutsche Staatsbürger-
schaft beantragen. Kinder, die vor dem siebten Le-
bensjahr nach Deutschland kamen, mussten bis zu 
ihrem 16. Geburtstag warten, bevor sie die Einbür-
gerung beantragen konnten. Darüber hinaus konn-
ten anspruchsberechtigte Personen ihre Ehepartner 
und unterhaltsberechtigten Kinder in ihren Antrag 
einbeziehen, wenn diese selbst die Voraussetzungen 
nicht erfüllten. Zuwanderer mussten mehrere zusätz-
liche Kriterien erfüllen: Sie mussten ihre bisherige 

Staatsbürgerschaft aufgeben (außer EU-Bürger), wirt-
schaftliche Selbständigkeit (als Erwachsene) oder eine 
mindestens sechsjährige Schulausbildung in Deutsch-
land (als Jugendliche) nachweisen, keine schweren 
Vorstrafen haben und sich zu den demokratischen 
Grundsätzen des deutschen Grundgesetzes bekennen 
(Einzelheiten siehe Gathmann und Keller 2018).

Weitere Liberalisierung: Die Reform im Jahr 2000

Mit dem Staatsangehörigkeitsgesetz von 1999 wurde 
der Zugang zur Staatsbürgerschaft weiter liberalisiert. 
Seit dem Jahr 2000 können sich alle Zuwanderer nach 
acht Jahren Aufenthalt oder nach sieben Jahren bei 
erfolgreichem Abschluss eines Integrationskurses ein-
bürgern lassen; außerdem müssen sie mindestens 
16 Jahre alt sein. Darüber hinaus wurde mit der Re-
form das Geburtsortsprinzip eingeführt, wobei Kinder, 
die nach dem 1. Januar 2000 in Deutschland geboren 
wurden, automatisch die Staatsbürgerschaft erhielten, 
wenn ihre Eltern mindestens acht Jahre lang rechtmä-
ßig in Deutschland ansässig waren.

Zunahme von Einbürgerungen in Deutschland

Die Reformen des Staatsangehörigkeitsrechts in den 
Jahren 1991 und 2000 spiegeln sich in der Zunahme 
der Einbürgerungen in Deutschland wider (vgl. Abb. 2). 
Vor der ersten Reform waren durchschnittlich weniger 
als 20 000 Personen pro Jahr eingebürgert worden. 
Nach der Reform von 1991 stieg die Zahl bis Mitte der 
1990er Jahre auf fast 300 000 pro Jahr (auch aufgrund 
des damaligen Zustroms deutschstämmiger Spätaus-
siedler, die sich nach drei Jahren rechtmäßigen Auf-
enthalts in Deutschland einbürgern lassen konnten). 
Im Jahr 2000, nach der zweiten Reform, belief sich 
die Zahl der Einbürgerungen auf über 180 000 und 
pendelte sich dann allmählich bei etwa 100 000 pro 
Jahr ein.

Im internationalen Vergleich liegt jedoch die Ein-
bürgerungsneigung der Einwanderer (der ersten Ge-
neration) in Deutschland mit 35-40% nach wie vor 
deutlich niedriger als in Großbritannien (Einbürge-
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rungsrate: etwa 60%) und Kanada (über 80%; OECD 
2011). Da die Staatsbürgerschaft insbesondere für 
Nicht-EU-Einwanderer viele Vorteile bietet, deuten 
die niedrigen Beantragungszahlen darauf hin, dass 
sich die Einwanderer der Vorteile entweder nicht 
vollständig bewusst sind oder dass ihnen Kosten 
entstehen, z.B. durch den Verzicht auf ihre bisherige 
Staatsbürgerschaft.

STAATSBÜRGERSCHAFT FÖRDERT DIE  
ARBEITSMARKTINTEGRATION, INSBESONDERE 
FÜR FRAUEN

Wie evaluieren wir die Liberalisierung des 
Staatsbürgerrechtes?

Um die kausalen Effekte von Staatsbürgerschaft mes-
sen zu können, nutzen wir die altersabhängigen Rege-
lungen der Reformen von 1991 und 2000. Die Grund-
idee dabei ist, Zuwanderer miteinander zu verglei-
chen, die im gleichen Jahr nach Deutschland kamen 
und ähnlich alt sind, aber aufgrund der altersspezi-
fischen Regelungen zu sehr unterschiedlichen Zeit-
punkten einen deutschen Pass beantragen können. 
Manche Zuwanderer mussten nur acht Jahre warten, 
bevor sie die deutsche Staatsbürgerschaft erhalten 
konnten; bei anderen dauerte es bis zu 16 Jahre. Dabei 
sind drei Gruppen zu unterscheiden: Einwanderer, die 
vor dem achten Lebensjahr nach Deutschland gekom-
men sind, können eingebürgert werden, sobald sie 
16 Jahre alt sind; daher variiert ihre Residenzpflicht 
zwischen acht und 16 Jahren. Für Personen, die im 
Alter zwischen acht und 14 Jahren eingereist sind, galt 
nach der Reform von 1991 nur noch eine Wartezeit von 
acht Jahren. Wer vor 1985 im Alter von 15 Jahren und 
darüber eingewandert war, musste 15 Jahre warten. 
Diejenigen, die 1992 oder später ankamen, konnten 
die Staatsbürgerschaft nach acht Jahren beantragen 
(vgl. Tab. 1).

Um zu analysieren, wie sich die Unterschiede im 
Zugang zur Staatsbürgerschaft auf die ökonomische 
Integration von Zuwanderern auswirken, nutzen wir 
drei Maße des Arbeitsmarkterfolgs im Zeitraum 2005–
2010: Beschäftigung, Einkommen und Inanspruch-
nahme sozialer Transfers wie Arbeitslosengeld I oder II 
(Gathmann und Keller 2018). In der öffentlichen De-

batte wird häufig die Sorge geäußert, dass Einwan-
derer den Wohlfahrtsstaat überstrapazieren und da-
mit das Aufnahmeland fiskalisch belasten. Belege, 
die solche Befürchtungen rechtfertigen, sind jedoch 
nicht zu finden: Einwanderer, die Anspruch auf die 
Staatsbürgerschaft haben oder bereits eingebürgert 
wurden, sind nicht stärker auf öffentliche Transfers 
angewiesen als andere Einwanderer.

Positive Arbeitsangebots- und 
Lohneinkommenseffekte

Dagegen können beträchtliche positive Effekte im 
Hinblick auf Beschäftigung und Löhne festgestellt 
werden, insbesondere für Frauen. Weibliche Zuwan-
derer profitieren von einem schnelleren Zugang zur 
Staatsbürgerschaft durch große und anhaltende 
Einkommensgewinne, während Männer bescheide-
nere Einkommenszuwächse verzeichnen. Bei einer 
vorgeschriebenen Aufenthaltsdauer von acht statt 
15 Jahren erhöht sich das Arbeitsmarkteinkommen 
um 11,2%. Der Hauptgrund für den Anstieg der Ein-
kommen bei Frauen liegt in einer stärkeren Anbindung 
an den Arbeitsmarkt: Sie sind viel häufiger erwerbstä-
tig und arbeiten mehr Stunden pro Woche, sind häu-
figer vollzeitbeschäftigt und erreichen eine längere 
Betriebszugehörigkeit. Angesichts der beträchtlichen 
Lohnabschläge, die Teilzeitarbeit und Jobs mit hoher 
Fluktuation in den meisten Ländern – darunter auch 
Deutschland – mit sich bringen, sind Veränderungen 
im Arbeitsangebot ein wichtiger Faktor für den starken 
Einkommenszuwachs bei den Frauen.

Die Chance der Einbürgerung und das dadurch 
erreichte höhere Arbeitsangebot hilft Frauen auch, 
bessere Berufschancen wahrzunehmen, etwa durch 
einen Wechsel in besser bezahlte Berufe und Bran-
chen. Nach der Einbürgerung sind Frauen seltener als 
Arbeiterinnen und häufiger als Angestellte beschäf-
tigt. Bei Männern sehen wir ein solches Muster nicht. 
Nicht zuletzt zeichnen sich Positionen, die Frauen 
innehaben, durch bessere Arbeitsbedingungen aus: 
Sie sind mit größerer Wahrscheinlichkeit dauerhaft 
und langfristig beschäftigt. Die Unternehmen, für die 
sie arbeiten, sind größer und zahlen im Durchschnitt 
höhere Gehälter. Männer profitieren am Arbeitsmarkt 
in erster Linie, weil sie nach der Einbürgerung selte-

Tab. 1

Alter und Jahr der Einreise und Aufenthaltsvoraussetzungen für die Staatsbürgerschaft in Deutschland

Zuwanderergruppe Alter bei Ankunft in Deutschland Aufenthaltsvoraussetzung für Staatsbürgerschaft

Kinder 0–7 9–16 Jahre
(länger für Ankunftskohorten 1975–1982)

Jugendliche 8–14 8 Jahre
(9–15 Jahre für Ankunftskohorten 1975–1982)

Erwachsene 15–22 15 Jahre
(9–14 Jahre für Ankunftskohorten 1986–1991)

8 Jahre
(Ankunftskohorten 1992–2000)

Quelle: Zusammenstellung der Autoren.
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ner als Selbständige in schlecht bezahlten Jobs ar-
beiten müssen; sie erhalten außerdem – wie auch die 
Frauen – eher einen unbefristeten Arbeitsvertrag und 
behalten einen Arbeitsplatz im selben Unternehmen.

Was erklärt die bessere ökonomische Integration?

Wie sind diese beträchtlichen Gewinne auf dem Ar-
beitsmarkt zu erklären? Zum einen verändert Staats-
bürgerschaft die Art der Arbeitsplätze, die Einwan-
derern zur Verfügung stehen, und verbessert ihre 
Karriereoptionen. Die Staatsbürgerschaft des Auf-
nahmelandes ist oft Voraussetzung für eine Reihe at-
traktiver Arbeitsplätze, insbesondere im öffentlichen 
Dienst. In Deutschland, zum Beispiel, galten solche 
Einschränkungen für ein breites Spektrum von Beru-
fen, da Nicht-EU-Bürger vor 2012 nur eingeschränk-
ten Zugang zu reglementierten Berufen wie Anwalt, 
Notar, Apotheker oder Arzt hatten. Darüber hinaus 
beseitigt Staatsbürgerschaft weitere Einschränkungen 
der beruflichen Mobilität, denen Einwanderer auf dem 
Arbeitsmarkt gegenüberstehen. Vor 2005 durften bei-
spielsweise Einwanderer mit befristeter Aufenthalts-
erlaubnis in den ersten acht Jahren nicht selbständig 
tätig sein oder innerhalb der ersten drei Jahre den 
Beruf wechseln. Die Staatsbürgerschaft ermöglicht 
es Einwanderern nun, jederzeit und an jedem Ort 
in jedem Beruf (vorbehaltlich der Zertifizierungsan-
forderungen) zu arbeiten. Sofern diese Arbeits- und 
Karrieremöglichkeiten mit einer besseren Bezahlung 
oder besseren Arbeitsbedingungen einhergehen als 
bei Arbeitsplätzen, die sonst einem durchschnittlichen 
Einwanderer zur Verfügung stehen, erhöht die Einbür-
gerung die Arbeitsmarktchancen der Einwanderer.

Zum anderen könnten private Arbeitgeber weni-
ger gewillt sein, in eine ausländische Arbeitnehmerin 
zu investieren, wenn angenommen wird, dass diese 
das Land in Zukunft wieder verlassen wird. Durch die 
Einbürgerung signalisiert der Einwanderer, dass er vor-
hat, langfristig im Zielland zu bleiben – und beseitigt 
so explizite oder implizite Hindernisse, die der Wei-
terbildung und beruflichen Mobilität innerhalb eines 
Unternehmens im Wege stehen könnten.

Bessere Karriere- und Ausbildungsmöglichkeiten 
machen es für Einwanderer attraktiver, in formale 
Bildung und Fähigkeiten zu investieren und diese 
Möglichkeiten zu nutzen. Je schneller ein Einwande-
rer die Voraussetzungen für die Staatsbürgerschaft 
erfüllt, desto länger kann er von den Vorteilen der 
Qualifikation und den damit einhergehenden höheren 
Einnahmen profitieren. Zusätzlich zu diesen mone-
tären Anreizen könnte es auch ein psychologisches 
Momentum geben: Lange Wartezeiten lassen das Un-
terfangen Staatsbürgerschaft in weite Ferne rücken, 
so dass manche Personen die ökonomischen Vorteile 
des deutschen Passes unterschätzen oder gar mis-
sachten und dementsprechend nicht in ihre Ausbil-
dung investieren (siehe ein ähnliches Argument bei  
Hainmueller et al. 2016).

Zudem signalisiert die Option der Einbürgerung 
dem Einwanderer, dass er oder sie als vollwertiges 
Mitglied der Aufnahmegesellschaft angesehen wird. 
Ein liberaler Zugang zur Staatsbürgerschaft könnte als 
Signal interpretiert werden, dass die Gesellschaft neue 
Mitglieder willkommen heißen und die Vorausset-
zungen zu einer bestmöglichen Integration schaffen 
möchte. Dies könnte wiederum bei Einwanderern zu 
einer stärkeren Identifikation mit der Aufnahmegesell-
schaft und ihren Werten und Zielen wie gute Ausbil-
dung, eigene Erwerbsbeteiligung oder gute Deutsch-
kenntnisse führen, was sich positiv auf die Integration 
auswirkt. Schließlich könnte sich ein Staatsbürger 
nicht nur willkommener fühlen, sondern von den Ein-
heimischen eher akzeptiert werden und weniger Dis-
kriminierung auf dem Arbeitsmarkt ausgesetzt sein.

STAATSBÜRGERSCHAFT VERÄNDERT  
EHESCHLIESSUNGS- UND 
FAMILIENGRÜNDUNGSVERHALTEN

Die Auswirkungen der Staatsbürgerschaft beschrän-
ken sich nicht auf den Arbeitsmarkt, sondern beein-
flussen auch die Heirats- und Fertilitätsentschei-
dungen von Zuwanderern (Gathmann, Keller und 
Monscheuer 2020). 

Heiratsverhalten verändert sich

Sowohl Männer als auch Frauen schieben die Ehe-
schließung auf, wenn sie sich früher einbürgern 
lassen können. Abbildung 3 zeigt eine erstaunliche 
Übereinstimmung der Residenzpflicht, die vom Alter 
bei der Einwanderung (auf der x-Achse dargestellt) 
abhängt, mit der Wahrscheinlichkeit im Zeitraum 
2005–2010 verheiratet zu sein. In der Gruppe der im 
Kindesalter Zugewanderten (links in Abb. 3) nimmt 
die Wahrscheinlichkeit, verheiratet zu sein, mit dem 
Ankunftsalter ab, während die Residenzpflicht von 
16 Jahren (wenn ein Einwanderer vor seinem ers-
ten Geburtstag ankommt) auf acht Jahre (bei ei-
ner Ankunft im Alter von acht Jahren) sinkt. In der 
Gruppe der jugendlichen Einwanderer (in der Mitte 

© ifo InstitutQuelle: Berechnungen der Autoren, basierend auf Daten des Mikrozensus 2005–2010. 
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von Abb. 3), die seit 1991 acht Jahre Aufenthalt vor-
weisen müssen, fällt die Heiratswahrscheinlichkeit 
sehr ähnlich aus. Unter den erwachsenen Einwan-
derern (rechts in Abb. 3) variiert die Residenzpflicht 
zwischen 15 Jahren für frühere Ankömmlinge (rote 
Rauten) und acht Jahren für spätere Ankömmlinge 
(graue Quadrate). Auch hier zeigt sich deutlich, dass 
die Heiratswahrscheinlichkeit umso höher liegt, je 
länger Einwanderer im Land legal gelebt haben müs-
sen. Dieses Muster lässt sich nicht durch Unterschiede 
im Alter, Einwanderungsjahr oder Herkunftsland er-
klären, da für alle diese Faktoren in den Schätzungen 
flexibel kontrolliert wurde.

Der liberale Zugang zur Staatsbürgerschaft hat 
nur geringfügige Auswirkungen auf die Stabilität von 
Ehen und auf das Zusammenleben. Der primäre Effekt 
ist, dass Einwanderer, und insbesondere die Frauen, 
später heiraten und somit länger nach einem pas-
senden Partner suchen. Besonders ausgeprägt ist die 
Veränderung bei türkischen Frauen, die gewöhnlich 
sehr jung – mit etwa 20 Jahren – heiraten. Der mit 
der Staatsbürgerschaft verbundene Verschiebungs
effekt verringert den Unterschied im Durchschnitts
alter bei der ersten Heirat zwischen eingewanderten 
und einheimischen Frauen um 1,3 Jahre oder 20%. 
Interessanterweise sind jedoch durch kürzere War-
tezeiten bis zur Einbürgerung keine höheren Raten 
an Eheschließungen mit deutschen Staatsbürgern zu 
beobachten. Dieses Ergebnis ist überraschend, da eth-
nisch gemischte Ehen oft als Beweis für erfolgreiche 
soziale Integration angesehen werden.

Auch der Zeitpunkt der Familiengründung  
verschiebt sich

Die Staatsbürgerschaft beeinflusst auch den Zeit-
punkt der Familiengründung. Abbildung 4 zeigt, wie 
das Ankunftsalter, das wiederum mit unterschiedli-
chen Aufenthaltsvoraussetzungen verbunden ist, mit 
der Wahrscheinlichkeit korreliert, ein Kind zu haben. 
Unter Berücksichtigung des Alters und der in Deutsch-
land verbrachten Jahre ist die Wahrscheinlichkeit, 
ein Kind zu haben, bei Zuwanderern, die sich früher 

einbürgern lassen können, geringer als bei Zuwan-
derern, für die eine längere Mindestaufenthaltsdauer  
gilt.

Da nicht alle Frauen in unserer Stichprobe ihre 
Fertilität abgeschlossen haben, spiegelt die rück-
läufige Kinderzahl zum Teil eine spätere Fertilität 
bei den Einwanderern wider. Im Einklang mit einer 
solchen Interpretation verzeichnen wir einen deut-
lichen Anstieg des Alters bei der ersten Geburt. So-
wohl der Rückgang der Fertilität als auch der Anstieg 
des Alters bei der Erstgeburt deuten darauf hin, dass 
sich die Einwanderer bei der Familienplanung den 
Einheimischen annähern: Wenn Einwanderer mit ei-
ner obligatorischen Aufenthaltsdauer von acht statt 
15 Jahren konfrontiert sind, verringert sich der Unter-
schied in der Gesamtfertilität zwischen Einwanderern 
und Einheimischen um bis zu 20%. Der Unterscheid 
zwischen Einwanderern und Einheimischen im Alter 
bei der ersten Geburt beträgt etwa vier Jahre und 
nimmt bei einem leichteren Zugang zur Staatsbür-
gerschaft um 31% ab. Frühe Geburten sind für sich 
genommen nichts Schlechtes; jedoch gehen sie oft 
mit einer schlechten Ausbildung sowie geringer oder 
keiner Erwerbsbeteiligung der Mutter und oftmals 
sehr traditionellen Familienbildern und Geschlechter
rollen einher mit entsprechenden Auswirkungen auf 
die nächste Generation. 

Warum verändert sich das Verhalten der 
Einwanderer?

Insgesamt bewirkt eine kürzere Wartezeit bis zur Ein-
bürgerung, dass sich die Einwanderer bei der Ent-
scheidung, wann sie heiraten und wann sie Kinder 
bekommen wollen, dem Verhalten der Einheimischen 
annähern. Im Ergebnis schließt sich dadurch die Dif-
ferenz in Heiratsalter und Alter bei der ersten Geburt 
zwischen Einwanderern und Einheimischen um ein 
Drittel. Drei Mechanismen spielen für diese Effekte 
eine entscheidende Rolle: die beträchtlichen Ein-
kommensgewinne, steigende Fähigkeiten und soziale 
Normen. Die mit der Staatsbürgerschaft verbunde-
nen besseren ökonomischen Chancen, insbesondere 
für Immigrantinnen, erhöhen die Opportunitätskos-
ten der frühen Heirat und des frühen Kinderkrie-
gens. Zusätzliche Investitionen in Humankapital 
und Sprachkenntnisse wiederum beeinflussen nicht 
nur die Auswahl an potenziellen Partnern, sondern 
auch die genannten Opportunitätskosten. Schließ-
lich kann Staatsbürgerschaft einen Einfluss darauf 
haben, welchen Normen Einwanderer folgen wollen 
oder welchen Werten sie sich verpflichtet fühlen. 
Einwanderer sind sowohl den Normen und Werten 
ihres Herkunftslandes als auch denen des Gastlan-
des ausgesetzt. Der Zugang zur Staatsbürgerschaft 
erhöht wahrscheinlich das Gewicht, das den Normen 
und Werten des Gastlandes im Vergleich zu denen 
des Herkunftslandes beigemessen wird, weil sich Ein-
wanderer beispielsweise willkommener oder weniger © ifo InstitutQuelle: Berechnungen der Autoren, basierend auf Daten des Mikrozensus 2005–2010. 
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diskriminiert fühlen. Alle drei Argumente liefern eine 
mögliche Erklärung für den beobachteten Effekt, dass 
eine liberalere Staatsbürgerschaftspolitik die soziale 
Integration von Einwanderern beschleunigt.

EINWANDERER REAGIEREN UNTERSCHIEDLICH 
AUF STAATSBÜRGERSCHAFT

Wie stark eine kurze Wartezeit für die Einbürgerung 
die soziale Integration beeinflusst, hängt stark vom 
kulturellem Hintergrund der Einwanderer ab. Es 
ist nicht überraschend, dass Einwanderer, die aus 
konservativen Kulturen mit hohen Fertilitätsraten 
stammen, mit größerer Wahrscheinlichkeit verhei-
ratet sind und im Durchschnitt mehr Kinder haben 
als Einwanderer aus Ländern mit niedrigen Fertili-
tätsraten. Zentral ist aber, dass sich Einwanderer 
aus eher traditionellen Ländern (deren Haltung zu 
Geschlechterrollen wir durch die Fertilitätsrate im 
Ursprungsland approximieren) im Rahmen einer li-
beralen Staatsbürgerschaftspolitik auch weniger 
anpassen. Das bedeutet, dass die Unterschiede im 
Heiratsverhalten und bei Fertilitätsentscheidungen 
zwischen verschiedenen Einwanderungsgruppen, aber 
auch zwischen manchen Einwanderungsgruppen und 
Einheimischen noch lange über die erste Generation 
hinaus bestehen bleiben.

Die Staatsbürgerschaftspolitik beeinflusst 
Lebensentscheidungen von Einwanderern 

Haben die deutschen Staatsbürgerschaftsreformen 
tatsächlich die Wahrnehmungen und Entscheidun-
gen von Einwanderern verändert oder aber nur die 
Diskriminierung durch Einheimische verringert? Um 
diese Frage zu beantworten, nutzen wir die Tatsache 
aus, dass die Reformen und damit veränderte Bedin-
gungen der Einbürgerung für viele in Deutschland 
lebende Einwanderer völlig überraschend kamen. So 
mussten alle Einwanderer, die vor 1990 nach Deutsch-
land kamen, von der Annahme ausgehen, dass die 
Einbürgerung unerreichbar sei – bis 1990 die erste 
Reform verabschiedet wurde und sich plötzlich der 
Weg zur Staatsbürgerschaft öffnete. Für viele Ein-
wanderer, die nach 1990 nach Deutschland kamen, 
war die notwendige legale Aufenthaltsdauer nach der 
Reform 2000 kürzer, als sie bei ihrer Ankunft erwartet 
hatten. Nehmen wir als Beispiel zwei Einwanderer, die 
beide nach acht Jahren Aufenthaltsdauer Zugang zur 
Einbürgerung haben. Wenn der Zugang zur Staats-
bürgerschaft die Entscheidungen von Einwanderern 
beeinflusst, dann sollte derjenige, der von den Refor-
men überrascht wird, andere Entscheidungen treffen 
als der, der von vornherein die tatsächliche Warte-
zeit kannte. Unsere Schätzungen deuten darauf hin, 
dass Einwanderer, die von den Reformen überrascht 
wurden, in ihren Entscheidungen bezüglich Fertilität 
und Heirat mit Einheimischen nicht konvergieren – im 
Gegensatz zu Einwanderern, die genau die gleiche tat-

sächliche Wartezeit hatten, aber diese von vornherein  
kannten. 

Dies lässt den Schluss zu, dass Einwanderer an-
dere Entscheidungen bezüglich Erwerbsbeteiligung, 
Partnerwahl und Familiengründung treffen, wenn sie 
wissen, dass die Vorteile eines deutschen Passes in 
naher Zukunft zur Verfügung stehen, als solche, für 
die die Staatsbürgerschaft zum Zeitpunkt dieser Ent-
scheidungen gar nicht oder in weiter Ferne scheint. 
Die Verbesserung der ökonomischen und sozialen Inte-
gration, die mit einer liberaleren Staatsbürgerschafts-
politik verbunden ist, lässt sich somit auf veränderte 
Entscheidungen der Einwanderer zurückführen und 
nicht darauf, dass Einheimische eingebürgerte Einwan-
derer weniger diskriminieren. Die Ergebnisse zeigen 
außerdem, dass die künftig zu erwartenden Vorteile 
der Staatsbürgerschaft einen großen Einfluss auf lang-
fristige Entscheidungen, wie z.B. wann man heiratet 
oder Kinder bekommt, haben.

DISKUSSION

Die Liberalisierung des Staatsangehörigkeitsrechts 
in Deutschland liefert überzeugende Evidenz dafür, 
dass ein liberaler Zugang zur Staatsbürgerschaft mit 
kurzen Wartezeiten die ökonomische und soziale In-
tegration vorantreibt (Gathmann und Monscheuer 
2020a). Zugang zu Staatsbürgerschaft wirkt sich po-
sitiv auf Löhne und Beschäftigung aus, insbesondere 
für Frauen, und verbessert die Humankapitalbasis 
der Zuwanderer. Diese Effekte auf dem Arbeitsmarkt 
beeinflussen zudem die Heirats- und Fertilitätsent-
scheidungen und verringern die Wahrscheinlichkeit 
sehr früher Eheschließungen und Geburten. Einge-
wanderte Frauen passen mit der Einbürgerung ihr 
Verhalten verstärkt dem Aufnahmeland an, was ihre 
ökonomische und möglicherweise auch ihre soziale 
Position erheblich verbessert. Insofern trägt der Zu-
gang zur Staatsbürgerschaft auch zur Gleichstellung 
der Geschlechter in der Einwandererbevölkerung bei. 
Insgesamt ist eine liberale Staatsbürgerschaftspolitik 
ein wirkungsvolles Instrument, um die ökonomische 
und soziale Position von Einwanderern zu verbes-
sern, selbst in Ländern mit traditionell restriktiver 
Einwanderungspolitik.
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Christina Felfe und Helmut Rainer

Beabsichtigte und unbeabsichtigte Folgen der Einführung des 
Geburtsortsprinzips

»Die sicherste Vorhersage, die wir über fast jede mo-
derne Gesellschaft treffen können, ist, dass sie in 

der nächsten Generation vielfältiger 
sein wird als heute« (Putnam 2007, 

S. 137). Tatsächlich sind Kinder 
mit Migrationshintergrund in 
vielen Industrieländern die am 
schnellsten wachsende Bevölke-

rungsgruppe und werden somit 
die Gesellschaften zukünftig prä-
gen (Dustmann et al. 2012). Für 
Aufnahmeländer ist daher eine er-
folgreiche Integration der Kinder 
von Einwanderern1 von wesent-

licher Bedeutung. Studien, die 
eingewanderte Migranten der 
ersten und zweiten Generation 
in den Blick nehmen, kommen 

jedoch zu wenig optimistischen 
Ergebnissen: In den Bereichen 
Bildung, Erwerbstätigkeit und Er-
werbseinkommen schneiden Im-
migrant*innen und ihre Nachkom-
men im Durchschnitt schlechter 
als die einheimische Bevölkerung 
ab (Algan et al. 2010). Es ist daher 
wenig überraschend, dass viele Re-
gierungen dieser Benachteiligung 

entgegenwirken möchten. 
Ein wichtiges integrationspolitisches Instrument 

ist der Zugang von Kindern mit Migrationshintergrund 
zur Staatsbürgerschaft der Wahlheimat ihrer Eltern. 
Die Staatsbürgerschaft durch Geburt, die in den Ver-
einigten Staaten, Kanada und dem Vereinigten König-
reich seit jeher besteht, wurde vor kurzem in meh-
reren europäischen Ländern (z.B. Belgien, Deutsch-
land, Griechenland, Portugal) eingeführt. Sie wird 
jedoch, trotz ihrer Beliebtheit, kontrovers diskutiert. 
So wird z. B. die anhaltende Debatte über die Re-
form des italienischen Einbürgerungsrechts durch 
Angst und Ressentiments befeuert. Gegner des Ein-

1	 Wir werden den Begriff Immigrantenkinder und Kinder mit  
Migrationshintergrund synonym verwenden, obwohl einige der  
Kinder keine eigenen Migrationserfahrungen haben.

bürgerungsrechts durch Geburt bezeichnen dieses als 
»Magnet für illegale Einwanderung«, weisen auf die 
»Gefahr einer Verwässerung der nationalen Identität« 
hin (Huntington 2004; Wilcox 2004; Jahn 2014) und 
äußern Bedenken hinsichtlich einer Veränderung in 
der Zusammensetzung der künftigen Wähler (Razin 
et al. 2014). Für die Befürworter des Geburtsortsprin-
zips ist dieses dagegen einer der wirkungsvollsten 
Integrationsmechanismen.

Diese Diskussion stützt sich jedoch selten auf be-
lastbare Erkenntnisse über die wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen des Geburtsortsprinzips für die betrof-
fene Generation. Dieser Artikel gibt einen Überblick 
über die Vorteile und die möglichen Risiken der Staats-
bürgerschaft durch Geburt. Er fasst die Ergebnisse un-
serer drei jüngsten Arbeiten, die sich mit Deutschland 
befassen, zusammen. Dort wurden die Regelungen 
zur Staatsbürgerschaft nach dem Geburtsrecht zu Be-
ginn des Jahrtausends geändert. Die Untersuchungen 
beinhalten ein breites Spektrum an Aspekten – wirt-
schaftliche, verhaltensbezogene und soziale –, beglei-
ten die Kinder von der Geburt bis ins Jugendalter und 
ermöglichen somit einen umfassenden Blick auf die 
Auswirkungen der Staatsbürgerschaft durch Geburt 
für die betroffene Bevölkerung.

DIE STAATSBÜRGERSCHAFT DURCH GEBURT ALS 
FRÜHER EINFLUSSFAKTOR

Bevor wir uns den empirischen Ergebnissen widmen, 
wollen wir zunächst kurz die Gründe beleuchten, wes-
halb die Staatsbürgerschaft durch Geburt die Inte
gration fördern kann. Wenn Kinder von Einwanderern 
bereits bei ihrer Geburt die Staatsbürgerschaft des 
Geburtslandes erhalten, beeinflusst dies ihr weiteres 
Leben. Vor allem verbessert die Staatsbürgerschaft die 
beruflichen Aussichten. In Deutschland ermöglicht sie 
den Zugang zu allen Berufen, die einen Beamtenstatus 
erfordern, sie berechtigt zur Arbeit in jedem EU-Land 
und erlaubt die visumsfreie Einreise in viele andere 
Länder. Die Staatsbürgerschaft kann darüber hinaus 
dem Arbeitgeber signalisieren, dass der*die zukünftige 
Angestellte langfristig im Land bleiben und sich dort 
integrieren möchte.
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DIE REFORM DES DEUTSCHEN 
EINBÜRGERUNGSRECHTS

Unsere drei kürzlich erschienenen Studien untersu-
chen sowohl die beabsichtigten als auch die unbeab-
sichtigten Folgen der Staatsbürgerschaft durch Geburt 
anhand der Reform des deutschen Einbürgerungs-
rechts. Bis 1999 wurde die Einbürgerung nach dem 
Prinzip »ius sanguinis« gewährt, d.h., Kinder wurden 
nur dann deutsche Staatsbürger*innen, wenn mindes-
tens ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit 
besaß. Seit dem 1. Januar 2000 ist das Abstammungs-
prinzip in ein »ius soli« (Geburtsortsprinzip) umge-
wandelt, das jedem in Deutschland geborenen Kind 
bei der Geburt ein bedingtes Recht auf die deutsche 
Staatsbürgerschaft gewährt. Die Wahrscheinlichkeit, 
bei der Geburt die deutsche Staatsangehörigkeit zu 
besitzen, stieg für die nach der Reform geborenen Ein-
wandererkinder der zweiten Generation um mehr als 
50 Prozentpunkte. Eine Besonderheit der Reform ist, 
dass sie in der Mitte des Schuljahres in Kraft trat, so 
dass Einwandererkinder, die jeweils sechs Monate vor 
und nach dem Stichtag der Reform geboren wurden, 
in der Regel die gleiche Schulklasse besuchen, wäh-
rend die Wahrscheinlichkeit, deutscher Staatsbürger 
zu sein, unterschiedlich hoch ist.3

Ein Vergleich der unmittelbar vor und nach der 
Reform geborenen Kinder lässt Rückschlüsse auf die 
Auswirkungen der Staatsbürgerschaft durch Geburts-
recht auf alle Aspekte des kindlichen Lebens zu.4 Im 
Folgenden fassen wir die Auswirkungen auf die Bil-
dungserfolge von Migrantenkindern und ihr koope-
ratives Verhalten gegenüber gleichaltrigen Kindern 
ohne Migrationshintergrund zusammen. Abschließend 
erörtern wir den Fall von Mädchen mit Migrationshin-
tergrund, deren Familien ursprünglich aus Ländern mit 
eher traditionellen Werten stammen, und erläutern 
die unbeabsichtigten Auswirkungen auf ihr Wohler-
gehen und ihre Integration.

BEABSICHTIGE FOLGEN

Wie oben dargelegt, kann die Staatsbürgerschaft 
durch Geburt sowohl kurz- als auch langfristig Inves-
titionen in Humankapital von Einwandererfamilien 
fördern. Es ist allgemein bekannt, dass Investitionen 
in Humankapital hierarchisch aufgebaut sind, wobei 
diejenigen, die früh im Leben eines Kindes getätigt 
werden, die nachfolgenden Investitionen beeinflussen 
(Cunha und Heckman 2007). Nimmt man die Einschu-
lung im Vorschulalter als Beispiel, so kann der Be-
such der Vorschule die Schulreife eines Kindes fördern 
(Cornelissen et al. 2018; Felfe und Lalive 2018) und 
damit die Entscheidungen der Eltern bezüglich der 
Einschulung in die Grundschule beeinflussen. Das Alter 
3	 Für detaillierte Informationen zur Reform siehe Felfe et al. (2020b).
4	 Zur besseren Beurteilung können – je nach verfügbarer Daten-
quelle – zusätzliche Kontrollgruppen, etwa einheimische Kinder oder 
Immigrantenkinder, die in früheren Jahren geboren wurden – hinzu-
gezogen werden.

Bereits vorliegende Erkenntnisse deuten darauf 
hin, dass eingebürgerte Zuwanderer, verglichen mit 
nicht Eingebürgerten des gleichen Alters, mehr ver-
dienen (Chiswick 1978; Steinhardt, 2012), schneller 
eine Beschäftigung finden (Fougiere und Safi 2009; 
Gathmann und Keller 2020) und eine steilere Lohn-
kurve aufweisen (Bratsberg et al. 2002). Die bei Ge-
burt verliehene Staatsbürgerschaft verbessert also 
die beruflichen Zukunftsaussichten von Kindern aus-
ländischer Eltern und kann somit dazu beitragen, 
dass Einwandererfamilien mehr in ihr Humankapital 
investieren. 

Die Staatsbürgerschaft durch Geburt könnte zu-
dem weitere positive Effekte haben. Zugewanderte 
Eltern könnten die Staatsbürgerschaft durch Geburt 
als »Zeichen des guten Willens« des Gastlandes emp-
finden und aktiv die Integration ihrer Kinder in die 
Gesellschaft des Gastlandes fördern.2 Die Staats-
bürgerschaft kann ferner beeinflussen, inwieweit 
Einwanderer die ethnische Identität des Gastlandes 
annehmen, was wiederum die Anpassung und Inte-
gration fördern kann. Darüber hinaus ist es denk-
bar, dass Bürger*innen ohne Migrationshintergrund 
Einwanderer je nach ihrem Staatsangehörigkeitssta-
tus unterschiedlich behandeln. Weniger Diskriminie-
rung kann die Integrationschancen von Einwande-
rern direkt und indirekt verbessern, indem sie das 
gegenseitige Verhalten und den sozialen Austausch 
der Einwanderer mit der einheimischen Bevölkerung  
beeinflusst.

Nichtsdestotrotz kann die Staatsbürgerschaft 
durch Geburt Folgen haben, die bisher in der wissen-
schaftlichen und politischen Debatte nicht berück-
sichtigt wurden. Ein großer Teil der eingewanderten 
Bevölkerung stammt aus Kulturen, in denen noch 
immer traditionelle Werte und Normen vorherrschen. 
Das prominenteste Beispiel dafür sind konservative 
Geschlechternormen, die zu großen geschlechtsspezi-
fischen Ungleichheiten in Bildung, Beschäftigung und 
politischer Einstellung führen. Die qua Geburt verlie-
hene Staatsbürgerschaft und die damit verbundenen 
wirtschaftlichen und politischen Möglichkeiten kön-
nen daher eine Gefährdung der ethnischen und kultu-
rellen Identität der Einwandererfamilien sein (oder als 
solche angesehen werden). Dies trifft insbesondere 
auf die Töchter von Einwanderern zu, die oft »Hüterin-
nen der Kultur« sein sollen (Suarez-Orozco und Quin 
2016). Infolgedessen könnte die Staatsbürgerschaft 
durch Geburt nicht integrativ wirken. Im Gegenteil: 
Eltern mit Migrationshintergrund könnten die Ent-
scheidungsfreiheit ihre Töchter einschränken und sie 
gegen den Einfluss der Gesellschaft der Wahlheimat 
abschirmen, so dass Mädchen aus Einwandererfami-
lien zwischen den Kulturen mit ihren gegensätzlichen 
Erwartungen stehen.

2	 Avitabile et al. (2013) zeigen, dass im Ausland geborene Eltern 
eher die lokale Sprache sprechen und mit der lokalen Gemeinschaft 
interagieren, wenn ihre Kinder die Staatsbürgerrechte nach dem 
Geburtsrecht besitzen.
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bei der Einschulung kann wiederum auf die späteren 
schulischen Leistungen der Kinder und damit die Wahl 
der weiterführenden Schule einwirken. Vor dem Hin-
tergrund dieser hierarchischen Struktur sind zwei Sze-
narien hinsichtlich der Auswirkungen der Staatsbür-
gerschaft durch Geburt denkbar. Auf der einen Seite 
können die Entscheidungen der Eltern bezüglich der 
Früherziehung ihrer Kinder, z.B. durch den Besuch der 
Vorschule, kurzfristig zu besseren schulischen Ergeb-
nissen der Kinder führen, die wiederum nachfolgende 
elterliche Investitionen auslösen, die langfristig die 
Bildung der Kinder verbessern. Andererseits kann es 
sein, dass sich die mit den Investitionen einhergehen-
den Erwartungen der Eltern nicht erfüllen (z.B. keine 
besseren Bewertungen der Leistungen durch Lehrer). 
Wenn dies der Fall ist, könnten die elterlichen Inte
grationsbemühungen mit der Zeit nachlassen, wobei 
dann keine nachhaltige Wirkung auf die Bildung der 
Kinder zu beobachten wäre.

Auswirkungen auf Bildungserfolge

Um sowohl die kurz- als auch die längerfristigen Aus-
wirkungen auf die Bildung von Kindern zu untersu-
chen, stützen sich Felfe et al. (2020b) auf zwei admi-
nistrative Datenquellen: Schuleintrittsuntersuchungen 
und Schulregister, die die ersten drei Bildungsphasen 
– Vorschule, Grundschule und Sekundarschule – um-
fassen. Das erste wesentliche Ergebnis der Untersu-
chung ist, dass die Einführung der Staatsbürgerschaft 
durch Geburt die Wahrscheinlichkeit erhöht hat, dass 
Kinder mit Migrationshintergrund eine Vorschule besu-
chen. In Bezug auf Lernerfolge, die am Ende der Vor-
schulzeit gemessen werden, zeigt die Untersuchung, 
dass die Kinder hinsichtlich ihrer Deutschkenntnisse 
und ihrer sozio-emotionalen Reife erheblich von der 
Staatsbürgerschaft durch Geburt profitieren. Migran-
tenkinder, die Anspruch auf die Staatsbürgerschaft 
haben, wechseln mit höherer Wahrscheinlichkeit frü-
her von der Vorschule in die Grundschule. Diese Bil-
dungsvorteile bleiben über die gesamte Grundschul-
zeit bestehen und zeigen sich darin, dass die Wahr-
scheinlichkeit, eine Klasse wiederholen zu müssen, 
um 24% sinkt. 

Schließlich, und das ist für die längerfristige In-
tegration von Einwanderern am wichtigsten, steigt 
die Wahrscheinlichkeit, ein Gymnasium zu besuchen, 
signifikant um 39% an. Tatsächlich reduziert sich die 
bestehende Kluft zwischen Kindern mit und ohne 
Migrationshintergrund bezüglich eines Gymnasialbe-
suchs um fast die Hälfte.

Diese Ergebnisse sind auch im Vergleich zu den 
Auswirkungen alternativer frühkindlicher Maßnahmen 
beachtlich. Beispielsweise wird, im Falle Deutschlands, 
durch den Besuch einer staatlichen Vorschule der auf 
die Schulreife bezogene Unterschied zwischen Kin-
dern mit und ohne Migrationshintergrund im Durch-
schnitt beseitigt (Cornelissen et al. 2018). Im Vergleich 
dazu schließt die Staatsbürgerschaft durch Geburt 

diese Lücke um mehr als die Hälfte. Head Start, ein 
US-amerikanisches Vorschulprogramm, das einkom-
mensschwachen Familien kostenlos zur Verfügung 
steht, vermindert die Differenz zwischen hispanischen 
und nicht-hispanischen weißen Kindern bei den Test
ergebnissen um ein Viertel und bezüglich der Wahr-
scheinlichkeit einer Klassenwiederholung um zwei 
Drittel (Currie und Thomas 1999). Im Vergleich dazu 
ist als Folge der Staatsbürgerschaft durch Geburt die 
Wahrscheinlichkeit, eine Klasse wiederholen zu müs-
sen, für Migrantenkinder und Kinder von Einheimi-
schen gleich groß. Der Effekt der Staatsbürgerschaft 
durch Geburt ist zudem vergleichbar mit dem Effekt 
eines randomisierten Tutoren- und Berufsberatungs-
programms, das hochbegabten Schülern in Italien an-
geboten wird: Carlana et al. (2020) zeigen, dass das 
Programm die Lücke im Gymnasialanteil – allerdings 
nur für Jungen – schließt.

Felfe et al. (2020a) gehen noch weiter auf die ge-
schlechtsspezifischen Unterschiede ein und stellen 
fest, dass die positiven Bildungseffekte der Staatsbür-
gerschaft durch Geburt ein rein männliches Phänomen 
sind. Anhand selbst erhobener Daten, die Neunt- und 
Zehntklässler*innen in acht deutschen Städten um-
fassen, bestätigen sie einen positiven Effekt auf den 
Bildungserfolg von Einwandererkindern am Ende der 
Pflichtschulzeit. Konkret führte die Staatsbürgerschaft 
durch Geburt dazu, dass sich eine beträchtliche, be-
reits bestehende Bildungslücke (in Kernfächern wie 
Deutsch und Mathematik) zwischen Kindern mit und 
ohne Migrationshintergrund nahezu schloss. Betrach-
tet man das Ergebnis nach Geschlecht getrennt, so 
lässt sich der Bildungseffekt der Reform vollständig 
dadurch erklären, dass Jungen mit Migrationshinter-
grund den Bildungsrückstand gegenüber Gleichaltri-
gen ohne Migrationshintergrund aufholen.

Förderung von Kooperationen

Das Hauptinteresse von Felfe et al. (2020a) liegt je-
doch in der Beantwortung der Frage, ob die Staats-
bürgerschaft durch Geburt dazu beiträgt, Kooperation 
zwischen Kindern mit und ohne Migrationshintergrund 
zu fördern. Wie bereits oben skizziert, kann, sofern 
Einwandererkinder dieselben wirtschaftlichen und 
politischen Chancen wie gleichaltrige Einheimische 
erhalten, die Identifikation mit der Wahlheimat ihrer 
Eltern erhöht, die Diskriminierung durch einheimi-
sche Gleichaltrige verringert und – möglicherweise 
am wichtigsten – auch die soziale Distanz reduziert 
werden. 

Um die Kooperationsbereitschaft der Kinder zu 
messen, erweiterten Felfe et al. (2020a) die Datener-
hebung mit einem Lab-in-the-Field-Experiment. Sie 
forderten alle Umfrageteilnehmer*innen auf, an einem 
Investitionsspiel teilzunehmen und dabei zwischen 
Investitionsentscheidungen im Umgang mit Kindern 
mit und ohne Migrationshintergrund zu unterscheiden. 
Diese Daten erlauben es, die Kooperation zwischen 
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Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund in-
nerhalb und außerhalb ihrer Gruppe zu messen. Felfe 
et al. stellten einen deutlichen Unterschied zwischen 
der gruppeninternen und der -übergreifenden Zusam-
menarbeit zwischen Kindern mit und ohne Migrations-
hintergrund, die vor der Gesetzesänderung geboren 
wurden, fest. Kinder – sowohl Jungen als auch Mäd-
chen – ausländischer Eltern neigten signifikant stär-
ker dazu, einen Teil ihrer ursprünglichen monetären 
Ausstattung auf Kinder, mit denen sie eine Migranten
identität teilten, zu übertragen als auf Kinder deut-
scher Eltern. Die Einführung der Staatsbürgerschaft 
durch Geburt beeinflusste das gruppeninterne und 
-externe Verhalten von Kindern mit Migrationshin-
tergrund deutlich, jedoch in geschlechtsspezifischer 
Weise. Jungen mit Migrationshintergrund reduzierten 
ihr diskriminierendes Verhalten gegenüber Kindern 
deutscher Eltern erheblich. Tatsächlich investierten 
Jungen mit Migrationshintergrund, die unter dem Ge-
burtsortsprinzip geboren wurden, fast gleicherma-
ßen in Kinder mit und ohne Migrationshintergrund. 
Für Mädchen mit Migrationshintergrund schien die 
geburtsrechtliche Staatsbürgerschaft keine Rolle zu 
spielen: Die Unterschiede zwischen den Gruppen in-
nerhalb und außerhalb der Gruppe bestanden unab-
hängig von Geburtsdatum und Staatsbürgerschaften.

Bei der Untersuchung der zugrunde liegenden 
Motive für eine Zusammenarbeit stellten Felfe et al. 
fest, dass die Einführung des Geburtsortsprinzips dazu 
führte, dass Jungen mit Migrationshintergrund ihr Ver-
trauen gegenüber Kindern deutscher Eltern deutlich 
erhöhten; für Mädchen mit Migrationshintergrund 
wurde ein solcher Effekt nicht gefunden. Dieses Er-
gebnis stimmt mit den Ergebnissen zum Bildungsfort-
schritt von Einwandererkindern überein, da Bildung 
als der beste Prädiktor für Vertrauen gilt (Putnam 
2000; Uslaner 2008). Alternative Mechanismen, wie 
eine stärkere ethnische Identifikation mit der Wahl-
heimat der Eltern oder weniger Diskriminierung durch 
gleichaltrige Kinder deutscher Eltern, schienen keine 
große Rolle zu spielen.

Die bisherigen Ergebnisse werfen die Frage auf, 
warum Jungen von der Einführung der Staatsbür-
gerschaft nach dem Geburtsrecht sowie von ande-
ren Frühmaßnahmen (Carlana et al. 2020) profitieren, 
Mädchen jedoch nicht. Die oben erwähnte Tatsache, 
dass viele Einwanderer aus eher traditionellen Kultu-
ren stammen, in denen konservative Geschlechterrol-
len dominieren, könnte eine Erklärung dafür bieten. 
Die wirtschaftlichen und politischen Chancen, die mit 
der Staatsbürgerschaft verbunden sind, könnten für 
Jungen mit Migrationshintergrund günstig sein, um die 
von ihren Eltern gewünschten Ergebnisse zu erreichen: 
Männer sollen beruflich erfolgreich und der Haupter-
nährer der Familie sein; Mädchen hingegen sollen sich 
um die Familie kümmern und die kulturellen Werte des 
Herkunftslandes ihrer Eltern bewahren. Infolgedessen 
können die Staatsbürgerschaft nach dem Geburts-
recht und die damit verbundenen Chancen zu inner-

familiären Spannungen und einem Zusammenprall der 
Kulturen führen, bei dem die Töchter aus Migranten-
familien die Verliererinnen sind: Sie können ihre be-
ruflichen Ambitionen erhöhen, leiden aber gleichzeitig 
darunter, diese Ziele angesichts des Drucks der Eltern 
nicht verwirklichen zu können. Infolgedessen kann 
die Staatsbürgerschaft nach dem Geburtsrecht das 
Wohlergehen von Mädchen beeinträchtigen. 

UNBEABSICHTIGTE FOLGEN

Unter Verwendung des oben erwähnten Datensatzes 
testen Dahl et al. (2020), ob es zu unbeabsichtigten 
Folgen kommt, und stellen fest, dass die Staatsbür-
gerschaft durch Geburt das subjektive Wohlbefinden 
von Mädchen aus Einwandererfamilien vermindert: 
Laut eigener Einschätzung sinkt die Lebenszufrieden-
heit bei den nach der Reform geborenen Mädchen 
um fast ein Drittel. Die Auswirkungen konzentrieren 
sich auf die Töchter, deren Familien aus muslimischen 
Ländern, in denen die kulturellen Unterschiede zur 
deutschen Kultur am stärksten sind, eingewandert 
sind. Die Größe des Effekts ist mit der Größe des  
Effekts einer Depression mittleren Grades vergleichbar 
(Frijters et al. 2020).

Weitere Ergebnisse zeigen, dass die Staatsbürger-
schaft durch Geburt insbesondere in muslimischen 
Familien Konflikte zwischen den Generationen hervor-
ruft. Erstens führt die Staatsbürgerschaft bei muslimi-
schen Mädchen zur Desillusionierung, da sie glauben, 
dass die Chancen, ihre Bildungs- und Karriereziele zu 
erreichen, geringer sind. Muslimische Mädchen, die 
von der Staatsbürgerschaftsreform betroffen sind, 
streben mit Wahrscheinlichkeit eine Hochschulaus-
bildung an, aber ihre Einschätzung, dass sie ihre Bil-
dungsziele zu erreichen, sind sinken stark. Zweitens 
sind die Bemühungen der Eltern, ihre Töchter im Sinne 
der Kultur des Gastlands zu erziehen, gering, sie wer-
den vielmehr in der traditionellen Kultur erzogen. Dies 
wirkt sich auf die Arbeitsmarktchancen aus. Denn für 
muslimische Mädchen, die die deutsche Staatsbürger-
schaft qua Geburt besitzen, ist die Wahrscheinlichkeit, 
dass sie elterliche Unterstützung bei Hausaufgaben 
und beim Lernen erhalten, im Vergleich zu ihren nicht 
eingebürgerten Altersgenossinnen deutlich geringer. 
Und um das kulturelle Erbe weiterzugeben, sprechen 
muslimische Einwanderereltern mit ihren nach der 
Reform geborenen Töchtern mit größerer Wahrschein-
lichkeit nie Deutsch. Folglich steigt die Wahrschein-
lichkeit, dass aus muslimischen Einwandererfamilien 
stammende Mädchen angeben, für die Familie auf eine 
Karriere verzichten zu müssen.

Diese Ergebnisse stimmen mit der Annahme 
überein, dass Eltern als Reaktion auf die größeren 
Chancen, die die Staatsbürgerschaft bietet, die An-
passung und Integration ihrer Töchter, nicht aber 
die ihrer Söhne untergraben. Tatsächlich scheinen 
diese Bemühungen erfolgreich zu sein. Die Mädchen 
bezeichnen sich seltener als Deutsche, ihr Glaube, 
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dass Ausländer in Deutschland ein gutes Leben füh-
ren können, ist gering, sie nehmen seltener an außer-
schulischen sozialen Aktivitäten mit Menschen ohne 
Migrationshintergrund teil und verfügen seltener über 
einen Freundeskreis, an den sie sich wenden könnten, 
wenn sie Unterstützung benötigen. 

WELCHE LEHREN SIND ZU ZIEHEN?

Das Geburtsortsprinzip hat sowohl beabsichtigte als 
auch unbeabsichtigte Folgen. Einerseits beeinflusst es 
den Bildungserfolg von Kindern ausländischer Eltern. 
Dabei hat die Staatsbürgerschaft durch Geburt Aus-
wirkungen, die mit denen pädagogischer Maßnahmen, 
wie Vorschule und gezielte Nachhilfe, vergleichbar 
sind, ist aber mit bedeutend geringeren Kosten ver-
bunden: Die Staatsbürgerschaft wird einfach in der 
Geburtsurkunde eines Kindes verankert. Im Gegen-
satz dazu sind die pädagogischen Maßnahmen mit 
direkten Kosten verbunden, wie z.B. die Einstellung 
neuen Personals, der Bau oder Ausbau von Kinderbe-
treuungsstätten oder die Ausbildung von Betreuern. 
So kostet beispielsweise ein Vorschulplatz in Deutsch-
land etwa 850 Euro pro Monat und damit mehr als 
30 000 Euro pro Kind, das im Alter zwischen drei und 
sechs Jahren eine Vorschule besucht. Darüber hinaus 
scheint es Spillover-Effekte auf die soziale Integration 
von Migrantenkindern zu geben. Andererseits kann die 
Staatsbürgerschaft durch Geburt zu innerfamiliären 
Konflikten führen, die die Töchter von Zuwanderern 
dazu zwingen, eine traditionellere Geschlechterrolle 
zu übernehmen und so ihre wirtschaftliche Integration 
einzuschränken. 

Um die beabsichtigten Effekte zu erreichen und 
die unerwünschten Auswirkungen zu vermeiden, ist 
eine umfassende Analyse der Auswirkungen der Inte-
grationspolitik nötig. Darüber hinaus sollten die poli-
tischen Entscheidungsträger*innen sicherstellen, dass 
sie die Normen und Werte berücksichtigen, die sowohl 
in der Wahlheimat als auch in den wichtigsten Her-
kunftsländern der Einwanderer gelten.
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Swantje Falcke

Einbürgerung als Katalysator für Integration:  
Ein heterogenes Bild 

Im Jahr 2018 wurden 672 270 Menschen in den EU-
27-Staaten eingebürgert (Eurostat 2020). Schaut man 
dabei nach der Einbürgerungsquote, der Zahl der Ein-
bürgerungen pro 100 ausländische Einwohner, wird 
die Variation innerhalb Europas deutlich. Mit 7,2 Ein-
bürgerungen je 100 ansässiger Ausländer war die Ein-
bürgerungsquote in Schweden 2018 am höchsten und 
mit 0,4% in Estland am niedrigsten. Deutschland liegt 
mit 1,2 Einbürgerungen je 100 ansässiger Ausländer 
unter dem europäischen Durchschnitt.

Einbürgerungen sind nicht nur relevant für den 
Integrationsprozess, sie sind auch das Fundament 
einer demokratischen Gesellschaft, da Staatsbürger 
diese am aktivsten mitgestalten können. Das spielt 
auch eine wichtige Rolle in Deutschland, da hier die 
ausländische Bevölkerung 2019 11,2 Millionen betrug, 
von denen ein Drittel (4,2 Millionen) schon mehr als 
15 Jahre in Deutschland lebt (Destatis 2019). 

EINBÜRGERUNG UND INTEGRATION

Integration ist ein weit gefasster Begriff. Dieser Beitrag 
folgt der Definition von Penninx (2003), der Integra-
tion als einen Prozess beschreibt, der dazu führt, dass 
Immigranten in einer Gesellschaft akzeptiert werden, 
sowohl als Individuen als auch als Gruppen. In die-
sem Sinne ist Integration ein Prozess ohne klaren End-
punkt, der sowohl durch Immigranten als auch durch 
die Gesellschaft und Institutionen in den Zielländern 
beeinflusst wird.

Einbürgerung kann sich positiv auf die Integra-
tion von Immigranten auswirken, da die Erlangung 
der Staatsbürgerschaft mit unbegrenztem Aufenthalt 
und Wahlberechtigung verknüpft ist; aber auch, weil 
die Einbürgerung ein Signal ist, dass Immigranten 
ihre Zukunft in dem Land, in dem sie leben, sehen 
(Bloemraad 2017).

Integration kann sich auf verschiedene Bereiche 
beziehen. Dabei sind im Bezug auf Einbürgerung so-
zio-ökonomische Integration, insbesondere Arbeit und 
Einkommen, und politische Partizipation, am besten 
erforscht. 

Angesichts dessen, dass Immigranten auf dem 
Arbeitsmarkt oft Nachteile erfahren, stellt die Einbür-
gerung ein Potenzial dar, um diese abzuschwächen. 
Mit der Erlangung der Staatsbürgerschaft erhalten 
Immigranten Zugang zu bestimmten Arbeitsplätzen 
im öffentlichen Bereich, und die Kosten des Arbeitge-
bers (bspw. Überprüfung der Arbeitserlaubnis) werden 
reduziert. Die Erlangung der Staatsbürgerschaft eines 
Landes kann sich zudem auf die politische Partizipa-
tion auswirken. Einbürgerungen verschaffen oft Zu-
gang zu Rechten, die ausschließlich Staatsbürgern vor-

behalten sind, wie das Wahlrecht in nationalen Wah-
len. Abgesehen von der Wahlberechtigung kann die 
Einbürgerung aber auch politische 
Partizipation im weiteren Sinne 
fördern. Die Staatsbürgerschaft 
als sicherster Rechtsstatus in 
einem Staat kann Immigranten 
auch dazu ermutigen, politisch 
aktiv zu werden. 

Wenn man sich empirisch 
der Frage widmet, ob Einbürge-
rung Integration beeinflusst, gibt 
es gewisse methodische Heraus-
forderungen, da die Beziehung 
wechselseitig ist: Es ist nicht nur 
so, dass Einbürgerung Integration 
beeinflussen kann, Integration könnte auch Aus- 
wirkungen auf die Wahrscheinlichkeit der Einbürge-
rung haben. Studien mit Langzeitdaten oder quasi- 
experimentellen Designs, die in den letzten Jahren 
immer verbreiteter sind, können den Effekt von Ein-
bürgerung auf Integration untersuchen.

EINBÜRGERUNG ALS KONTEXTABHÄNGIGER 
KATALYSATOR 

Empirische Studien zeigen, dass in der Tat solche po-
sitiven Effekte von Einbürgerung auf Integration fest-
zustellen sind. Allerdings sind diese Effekte nicht für 
alle Immigranten gleich.

Zum einen ist der Zeitpunkt der Einbürgerung 
wichtig. Je schneller Immigranten nach Ankunft im 
Zielland die Staatsbürgerschaft erhalten haben, desto 
stärker ist der Effekt der Einbürgerung auf die Inte-
gration. Studien in den Niederlanden und Deutsch-
land haben gezeigt, dass sich Einbürgerung positiv 
auf die Arbeitsmarktintegration von Immigranten 
auswirkt und dass dieser Effekt größer ist, wenn die 
Staatsbürgerschaft relativ schnell nach der Migra-
tion erlangt wurde (Gathmann und Keller 2017; Pe-
ters, Vink und Schmeets 2018). In den Niederlanden 
können Immigranten in der Regel nach fünf Jahren 
die niederländische Staatsbürgerschaft beantragen. 
Peters et al. (2018) zeigen, dass in den Niederlanden 
die Wahrscheinlichkeit von Erwerbstätigkeit für Im-
migranten um 24% für Männer und 36% für Frauen 
steigt, wenn diese die niederländische Staatsbür-
gerschaft nach fünf Jahren erwerben. Erwerben Im-
migranten die Staatsbürgerschaft erst nach mehr als 
acht Jahren, sinkt der positive Effekt auf 10%. Studien 
in der Schweiz haben dort in Bezug auf soziale Inte-
gration ähnliche Ergebnisse gefunden (Hainmueller 
et al. 2017).
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Zum anderen hängt der Einfluss von Einbürge-
rung auf Integration davon ab, woher man kommt. 
Immigrantengruppen, die aufgrund der Situation im 
Herkunfts- oder im Zielland den größten Anreiz ha-
ben, die Staatsbürgerschaft des Ziellandes zu erlan-
gen, erleben auch einen stärkeren positiven Effekt der 
Einbürgerung auf die Integration. Peters et al. (2020), 
die die Auswirkungen von Einbürgerungen auf das 
Einkommen von Immigranten in den Niederlanden 
untersucht haben, zeigen, dass Einbürgerung vor al-
lem einen starken positiven Effekt für Immigranten 
aus weniger entwickelten Ländern hat. Auch für Im-
migranten aus Herkunftsländern, die häufiger Dis-
kriminierung erfahren, kann der positive Effekt von 
Einbürgerung auf sozio-ökonomische Integration 
stärker sein (Helgertz, Bevelander und Tegunimataka 
2014; Hainmueller et al. 2017; Hainmueller et al. 2019). 
Hainmueller et al. (2019) zeigen, dass der Erwerb der 
Schweizer Staatsbürgerschaft, das jährliche Einkom-
men von marginalisierten Immigrantengruppen um 
5 000 US-Dollar erhöht. Helgertz et al. (2014), die den 
Effekt von Einbürgerung auf die ökonomische Inte
gration in Dänemark und Schweden untersucht haben, 
stellen fest, dass es in beiden Ländern einen positiven 
Effekt von Einbürgerung auf die ökonomische Inte-
gration von Immigranten aus Asien und Afrika gibt, 
während man für andere Immigrantengruppen diesen 
Effekt nicht feststellen kann. Das man in Dänemark 
und Schweden, zwei Länder mit durchaus unterschied-
lichen Einbürgerungsgesetzen, den gleichen Effekt 
feststellen kann, lässt die Forscher schlussfolgern, 
dass restriktive Einbürgerungsgesetze die ökonomi-
sche Integration von Immigranten nicht befördern.

DER PASS IST KEIN ALLHEILMITTEL – ABER ER 
KANN EINEN GROSSEN UNTERSCHIED MACHEN

Politische Debatten zum Thema Einbürgerung und In-
tegration basieren häufig auf politischen Überzeugun-
gen anstelle von Fakten. Die Frage, ob Einbürgerung 
als Belohnung gelungener Integration oder Teil des 
Integrationsprozesses gesehen wird, ist dann häufig 
Resultat politischer Überzeugungen. Angesichts der 
Einbürgerungsvoraussetzungen in allen europäischen 
Ländern setzt die Erlangung eines Passes immer eine 
gewisse Vorbereitung und Investition voraus. Einbür-
gerung ist ein Katalysator, wenn sich diese positiv auf 

den Integrationsprozess auswirkt. Einbürgerung wird 
von jenen als Belohnung gelungener Integration ge-
sehen, die befürchten, dass die Erlangung der Staats-
bürgerschaft eines Landes Immigranten demotiviert, 
um sich weiter im Zielland zu integrieren. Folgt man 
diesem Argument, würde man keinen oder sogar einen 
negativen Effekt von Einbürgerung auf Integration, 
erwarten.

Während die empirischen Ergebnisse zu den Zu-
sammenhängen von Einbürgerung und Integration 
ein gemischtes Bild zeigen, ist eines deutlich. Für be-
stimmte Immigrantengruppen ist die Einbürgerung 
ein Katalysator für Integration. Des Weiteren sind 
strengere Einbürgerungsvoraussetzungen sowohl mit 
niedrigeren Einbürgerungsquoten als auch späteren 
Einbürgerungen verbunden. Kurz gesagt: Der Pass ist 
kein Allheilmittel – aber er kann einen großen Unter-
schied machen.
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Paolo Pinotti

Die Auswirkungen der Legalisierung des Aufenthaltsstatus 
von Einwanderern auf die Kriminalität

Ein legaler Aufenthaltsstatus beeinflusst das Leben 
von Migranten in vielfältiger Weise. Er verbessert 
insbesondere die Beschäftigungsmöglichkeiten, den 
Zugang zu Sozialleistungen sowie die Bildungschan-
cen der Kinder und kann Straftaten verhindern. Dem 
ökonomischen Modell der Kriminalität zufolge ent-
scheiden sich Individuen, ob sie eine Straftat begehen, 
indem sie den erwarteten Nutzen mit den erwarteten 
Kosten der kriminellen Aktivität vergleichen. Zu den 
erwarteten Kosten zählen die Bestrafung im Falle ei-
ner Festnahme sowie die Opportunitätskosten von 
entgangenen alternativen Einkommensmöglichkeiten. 

Da die Legalisierung des Aufenthaltsstatus die Be-
schäftigungs- und damit die Einkommensmöglichkeit 
verbessert, kann sie theoretisch zu einer Verringe-
rung der Kriminalität führen. Betrachtet man die Em-
pirie, wird die Quantifizierung dieses Effekts aufgrund 
zweier Aspekte erschwert: Erstens werden Einwande-
rer ohne einen legalen Aufenthaltsstatus in den offi-
ziellen Statistiken nicht aufgeführt. Zweitens können 
systematische Unterschiede im kriminellen Verhalten 
zwischen regulären und irregulären Einwanderern – so 
man sie beobachten kann – nicht ohne weiteres auf 
deren legalen oder illegalen Aufenthaltsstatus zurück-
geführt werden, da auch andere Faktoren, wie Alter, 
Bildung etc. eine Rolle spielen.

Ich behandle in diesem Beitrag die Fragstellung 
am Beispiel Italiens, da dort die Kombination aus ei-
nem starken Migrationsdruck, strengen Quoten für die 
legale Zuwanderung und einer durchlässigen Gren-
züberwachung zu einer großen Anzahl an irregulären 
Migranten geführt hat. Zunächst präsentiere ich erste 
Hinweise auf eine überproportionale Beteiligung irre-
gulärer Einwanderer an Straftaten, und zwar nicht nur 
im Vergleich zu Einheimischen, sondern auch vergli-
chen mit legalen Einwanderern. Im Anschluss zeige ich 
anhand von Umfragedaten bei regulären und bei irre-
gulären Einwanderern, dass sich das unterschiedliche 
kriminelle Verhalten nicht nur auf den legalen Status, 
sondern auch auf verschiedene andere individuelle 
Merkmale zurückführen lässt. Schließlich stelle ich 
die Ergebnisse zweier natürlicher Experimente vor, 
die die Wirkung des legalen Aufenthaltsstaus zeigen. 

REGULÄRE UND IRREGULÄRE EINWANDERER IN 
ITALIEN

2006 waren nach Angaben des italienischen Innenmi-
nisteriums 80% der wegen schwerer Straftaten inhaf-
tierten Einwanderer irreguläre Migranten (Italienisches 
Innenministerium 2007). Dieser Anteil ist höher als 
der Anteil der illegalen unter allen Einwanderern in 
Italien. Obwohl sich die genaue Anzahl an irregulären 

Einwanderern kaum erfassen lässt, wurde ihr Anteil 
an den gesamten Ausländern im Jahr 2006 auf unter 
20% geschätzt (siehe z.B. ISMU 2015). 
Tatsächlich stellt derselbe Bericht 
des italienischen Innenministeri-
ums fest, dass legale Einwande-
rer genauso häufig strafrecht-
lich verfolgt werden wie Einhei-
mische, während bei irregulären 
Einwanderern die strafrechtliche 
Verfolgungsrate deutlich höher ist.

Die Unterschiede im kriminel-
len Verhalten lassen sich jedoch 
nicht unmittelbar auf den unter-
schiedlichen legalen Status zurück-
führen, da sich reguläre und irreguläre Einwanderer in 
vielen anderen Merkmalen unterscheiden. Daten aus 
der ISMU-Befragung von Einwanderern in der Lom-
bardei dokumentieren diese Differenzen. Seit 2001 
werden im Rahmen der Umfrage jedes Jahr zwischen 
8 000 und 9 000 Einwanderer befragt, sowohl reguläre 
als auch irreguläre Migranten. Für die Stichprobe der 
irregulären Einwanderer werden soziale Netzwerke 
an mehreren Versammlungsplätzen wie Bahnhöfen, 
Geschäfte und Telefonzentren genutzt (für weitere 
Einzelheiten zur ISMU-Umfrage siehe Blangiardo 2008). 

Tabelle 1 zeigt die durchschnittlichen Merkmale 
aller zwischen 2001 und 2016 von ISMU befragten Um-
frageteilnehmer beider Migrantengruppen. Irreguläre 
Einwanderer sind im Vergleich zu regulären Einwan-
derern eher männlich, ledig und weniger gebildet. 
Typischerweise werden all diese Merkmale mit einer 
höheren Straffälligkeit in Verbindung gebracht. Dies 
deutet daraufhin, dass irreguläre Einwanderer auch 
ohne einen kausalen Effekt des legalen Status höhere 
Kriminalitätsraten aufweisen würden.

Um die Wirkung des legalen Aufenthaltsstatus 
zu bestimmen und von anderen zu berücksichtigten 
Faktoren zu trennen, führe ich im Folgenden die Er-
gebnisse zweier politischer Experimente an. Für beide 
Experimente wurden zwei vergleichbare Gruppen von 
Einwanderern mit ähnlichen Eigenschaften gebildet, 
wobei nur einer Migrantengruppe der legale Status 
bewilligt wurde. Folglich lassen sich Unterschiede im 
kriminellen Verhalten zwischen den Gruppen auf die 
Wirkung einer Legalisierung ihres Aufenthaltsstatus 
zurückführen.

NATÜRLICHES EXPERIMENT 1: DIE ERWEITERUNG 
DER EUROPÄISCHEN UNION

Am 1. Januar 2007 wurden Rumänien und Bulgarien in 
die Europäische Union aufgenommen. Infolgedessen 
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erhielten Rumänen und Bulgaren einen legalen Aufent-
haltsstatus sowie Zugang zu offiziellen Arbeitsmärk-
ten und Sozialleistungen in allen Ländern innerhalb 
der EU. Einige Länder, wie das Vereinigte Königreich, 
behielten jedoch vorübergehende Beschränkungen 
bei. Mastrobuoni und Pinotti (2015) vergleichen das 
kriminelle Verhalten von Rumänen und Bulgaren, die 
vor und nach Erteilung des legalen Aufenthaltsstatus 
in Italien lebten, mit dem Verhalten von Einwanderern 
aus EU-Beitrittskandidatenländern, die keinen legalen 
Aufenthaltsstatus erhielten. 

Erhalt eines legalen Aufenthaltsstatus

Die linke Grafik in Abbildung 1 zeigt, dass die Krimi-
nalitätsrate von Rumänen und Bulgaren, gemessen 
an der Zahl der von der Polizei festgenommenen Per-
sonen im Verhältnis zur Gesamtzahl der (offiziellen) 
Einwohner, nach der EU-Erweiterung sprunghaft zu-
rückgeht, während es bei der anderen Gruppe keine 
signifikante Veränderung gibt. Dies stimmt zwar mit 
der Annahme überein, dass der legale Status die Kri-
minalitätsneigung verringert. Der Rückgang der Inhaf-
tierungsrate spiegelt aber auch den deutlichen Anstieg 
der Gesamtzahl an Einwohnern wider. 

Die rechte Grafik in der Abbildung 1 zeigt, dass 
sich die Zahl der in Italien ansässigen Rumänen und 
Bulgaren nach der Erweiterung in der Tat verdoppelt 
hat. Dieser Anstieg erfasst sowohl den Zustrom von 
Neueinwanderern aus dem Ausland als auch die Le-
galisierung von Tausenden von Einwanderern, die sich 
vor der Erweiterung irregulär in Italien aufhielten. Da 
aber die Zahl der von der Polizei festgenommenen 
Personen sowohl reguläre als auch irreguläre Einwan-
derer während des gesamten Zeitraums berücksich-
tigt, könnte der Rückgang der Kriminalitätsrate für Ru-
mänen und Bulgaren sowohl durch den Zustrom neuer 
Einwanderer als auch durch das Erfassen der bisher 
irregulären Einwanderer in den offiziellen Statistiken 

Tab. 1

Merkmale regulärer und irregulärer Einwanderer, ISMU-Umfrage 2001–2016

Regulär Irregulär Unterschied

Männlich 0,532 0,661 – 0,128

(0,002) (0,004) (0,005)

Alter 35,488 31,497 3,991

(0,029) (0,074) (0,082)

Verheiratet 0,625 0,326 0,299

(0,002) (0,004) (0,005)

Zahl der Kinder 1,282 0,765 0,517

(0,004) (0,011) (0,012)

Hochschulabschluss 0,156 0,114 0,043

(0,001) (0,003) (0,003)

Gymnasialabschluss 0,434 0,43 0,004

(0,002) (0,005) (0,005)

Schulabgänger 0,41 0,456 – 0,046

(0,002) (0,005) (0,005)

Beschäftigt 0,777 0,742 0,035

(0,001) (0,004) (0,004)

Arbeiten in der offiziellen Wirtschaft 0,69 0,06 0,63

(0,002) (0,002) (0,004)

Arbeiten in der inoffiziellen Wirtschaft 0,087 0,682 – 0,595

(0,001) (0,004) (0,003)

Einkommen. Euro zu konstanten Preisen 2010 788,7 564,6 224,2

(2,3) (4,9) (6,3)

Anmerkungen: Die Tabelle zeigt die durchschnittlichen Merkmale der regulären und irregulären Einwanderer in der Lombardei sowie den Unterschied zwischen den 
beiden Gruppen. Standardfehler sind in Klammern angegeben. 

Quelle: ISMU-Umfrage, in der alle zwischen 2001 und 2016 durchgeführten Wellen zusammengefasst sind.

© ifo InstitutQuelle: Italienisches Ministerium für Inneres.
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verursacht sein. Da es diesen Effekt für Einwanderer 
aus den EU-Beitrittskandidatenländern nicht gibt, 
lassen sich aus Abbildung 1 keine aussagekräftigen 
Schlüsse bezüglich des Einflusses des Rechtsstatus 
auf die Kriminalitätsrate ziehen. 

Auch könnten Einwanderer, die sich irregulär im 
Land aufhalten, von den Justizbehörden und der Po-
lizei restriktiver behandelt werden als legale Einwan-
derer, was einen Vergleich zwischen der Inhaftierungs-
rate von den beiden Gruppen erschwert.

Legaler Aufenthaltsstatus und Rückfälligkeit

Um diese beiden Probleme zu adressieren, beschrän-
ken wir den Vergleich auf eine Untergruppe von Ein-
wanderern, nämlich auf Gefängnisinsassen, die mit 
dem italienischen Collective Clemency Bill – dem so-
genannten »Indulto« – begnadigt wurden. Am 1. Au-
gust 2006 wurden alle Insassen mit einer Reststrafe 
von weniger als drei Jahren aus den italienischen 
Gefängnissen entlassen. Dabei handelte es sich um 
25 000 (männliche) Gefangene, darunter 725 Rumänen 
und Bulgaren sowie 1 622 Bürger anderer EU-Beitritts-
kandidaten. Fünf Monate später erhielten Rumänen 
und Bulgaren mit der EU-Erweiterung einen legalen 
Aufenthaltsstatus in Italien, während der rechtliche 
Status der anderen Gruppe unverändert blieb. 

Wir schätzen die Auswirkung der Legalisierung 
des Aufenthaltsstatus auf die Wahrscheinlichkeit einer 
erneuten Inhaftierung, indem wir die Rückfälligkeit 
dieser beiden Gruppen vor und nach der EU-Erwei-
terung vergleichen. Dabei bietet diese Beschränkung 
zwei Vorteile. Erstens befanden sich alle begnadigten 
Gefängnisinsassen vor der EU-Erweiterung in Italien 
und waren zwischen ihrer Entlassung aus dem Ge-
fängnis und der EU-Erweiterung sehr wahrscheinlich 
irregulär im Land. Dies entkräftigt die Befürchtung, 
dass Veränderungen der Kriminalitätsrate nicht nur 
die Legalisierung von zuvor irregulären Migranten, 
sondern auch den Zustrom aus dem Ausland erfas-
sen könnten.

Zweitens wurden begnadigte Personen, die inner-
halb von fünf Jahren nach dem »Indulto« eine neue 
Straftat begingen, unabhängig von ihrem rechtlichen 
Aufenthaltsstatus wieder inhaftiert und mussten die 
begnadigte Reststrafe zusammen mit einer neuen 
Strafe verbüßen (vgl. Drago et al. 2009), so dass eine 
unterschiedliche Behandlung von Straftätern aufgrund 
ihrer Rechtsstellung seitens der Justizbehörden nicht 
stattfindet.

Abbildung 2 vergleicht die tägliche Gefährdungs-
rate, rückfällig zu werden (d.h. die durchschnittliche 
Wahrscheinlichkeit, an einem bestimmten Tag erneut 
verhaftet zu werden, unter der Voraussetzung, dass es 
zuvor zu keiner erneuten Verhaftung kam) zwischen 
Einwanderern aus den neuen EU-Mitgliedstaaten und 
den EU-Beitrittskandidaten in den fünf Monaten vor 
und nach der EU-Erweiterung. Die Kriminalitätsrate 
von Rumänen und Bulgaren ist identisch mit der Rate 

der anderen Gruppe in den Monaten vor der EU-Er-
weiterung, nimmt jedoch nach der Erweiterung deut-
lich ab. 

Vor der EU-Erweiterung wurden in beiden Grup-
pen fast 6% der begnadigten Gefängnisinsassen er-
neut verhaftet. Nach der Erweiterung sinkt dieser An-
teil bei Rumänen und Bulgaren auf 2,3%, während 
für die andere Gruppe kein signifikanter Rückgang 
zu beobachten ist. Durch die Legalisierung des Auf-
enthaltsstatus verringert sich in unserer Stichprobe 
für ehemalige Gefängnisinsassen die Wahrscheinlich-
keit, Straftaten zu begehen, um mehr als die Hälfte. 
Dieser Effekt wird hauptsächlich durch Einwanderer 
in norditalienische Regionen, die im Vergleich zu den 
südlichen Regionen bessere Chancen auf dem offizi-
ellen Arbeitsmarkt bieten, getrieben. Dieses Ergebnis 
untermauert die Hypothese, dass die Legalisierung 
des Aufenthaltsstatus und die damit einhergehende 
Verbesserung der Beschäftigungsmöglichkeiten das 
kriminelle Verhalten von Einwanderern beeinflusst.

NATÜRLICHES EXPERIMENT 2: DIE »CLICK DAYS«

Wie in vielen anderen Ländern wird der Zugang von 
Einwanderern zum Arbeitsmarkt in Italien durch ein 
Quotensystem reguliert, das die Anzahl der jährlich 
zu vergebenden Arbeitsgenehmigungen nach Art des 
Arbeitsvertrags, Herkunftsland und Zielprovinz fest-
legt. Gleichzeitig gibt das italienische System vor, dass 
Einwanderer seit 2006 an bestimmten »Click Days« ab 
8:00 Uhr morgens über das Internet Genehmigungen 
beantragen müssen.1 Die Anträge werden dann bis zur 
Ausschöpfung der Kontingente nach dem »First-come-
first serve«-Prinzip bearbeitet. Folglich können einige 
Sekunden Verzögerung darüber entscheiden, ob ein 
Antragsteller eine legalen Status erhält oder nicht. 

In Pinotti (2017) vergleiche ich die Kriminalitäts-
raten im Jahr nach den »Click Days« von Einwande-
rern, die kurz vor und kurz nach Ausschöpfung der 

1	  In der Praxis werden die Bewerbungen von den zukünftigen Ar-
beitgebern (d.h. den »Sponsoren«) der zugewanderten Arbeitnehmer 
eingereicht. 

© ifo InstitutQuelle: Italienisches Justizministerium.
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Genehmigungen einen Antrag stellten – insgesamt 
etwa 110 000 Antragsteller. Die große Mehrheit dieser 
Antragsteller hielt sich zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung bereits (irregulär) in Italien auf.

Im Jahr nach den sogenannten »Click Days« geht 
die Kriminalitätsrate bei Einwanderern, die kurz vor 
Ausschöpfung des Kontingents an verfügbaren Ar-
beitsgenehmigungen einen Antrag stellten und deren 
Antrag stattgegeben wurde, im Vergleich zu Einwan-
derern, die kurz nach Ausschöpfung des Kontingents 
einen Antrag stellten, um die Hälfte zurück. Insbe-
sondere weisen Antragsteller, die von Einzelpersonen 
und Familien für eine Beschäftigung in einem priva-
ten Haushalt angefragt werden (z.B. Pflegepersonal) 
sowohl eine höhere Kriminalitätsrate als auch eine 
stärkere Reaktion auf die Legalisierung ihres Aufent-
haltsstatus auf als Antragsteller, die von Firmen be-
schäftigt werden sollen (vgl. Abb. 3).

Zusätzlich deuten die Ergebnisse darauf hin, dass 
(männliche) Bewerber für eine Beschäftigung in einem 
privaten Haushalt in vielen Fällen Arbeitslose sind, die 
von Freunden oder Verwandten zum Schein angestellt 
werden, um lediglich eine Aufenthaltsgenehmigung zu 
erhalten. Im Gegensatz dazu unterliegen Firmen einer 
stärkeren Kontrolle und bieten mit größerer Wahr-
scheinlichkeit nur wirklich zu besetzende Stellen an. 
Darüber hinaus sind die von einer Firma angeworbe-
nen Arbeitnehmer oft bereits in dieser beschäftigt, 
bevor sie einen formellen Arbeitsvertrag erhalten. 
Daher ist es nicht überraschend, dass sie bereits vor 
dem »Click Day« eine geringere Kriminalitätsrate auf-
weisen sowie seltener auf die Legalisierung ihres Auf-
enthaltsstatus reagieren.

© ifo InstitutQuelle: Italienisches Ministerium für Inneres.
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Abb. 3 SCHLUSSFOLGERUNG UND POLITISCHE 
IMPLIKATIONEN

Beide natürlichen Experimente bestätigen, dass die 
Legalisierung des Aufenthaltsstatus zu geringerer Kri-
minalität führt. Auch die relative Größe des Effekts ist 
bei beiden ähnlich. So sinkt die Wahrscheinlichkeit, 
straffällig zu werden, um über 50% trotz Unterschiede 
in beiden betrachteten Bevölkerungsgruppen, den 
ehemaligen Gefängnisinsassen und den Bewerbern 
um eine Arbeitserlaubnis. Vor allem der Zugang zu 
legalen Arbeitsmärkten, der durch die Legalisierung 
des Aufenthaltsstatus ermöglicht wird, reduziert die 
Straffälligkeit von Einwanderern.

Die Ergebnisse haben weitreichende Auswirkun-
gen auf die Migrationspolitik. In den meisten Ziellän-
dern wächst die Unterstützung fremdenfeindlicher 
Parteien und einer restriktiven Migrationspolitik aus 
Angst vor einer angeblich steigenden Kriminalität 
durch Einwanderung. Da diese Politik Einwande-
rern, die sich irregulär im Land aufhalten, den Weg 
zu legaler Arbeit und einem legalen Aufenthaltssta-
tus erschwert, könnte sie gerade zu einem Anstieg 
der Kriminalität von Einwanderern führen. Ähnliches 
gilt für Geflüchtete und Asylsuchende, die bei ihrer 
Ankunft in den Zielländern oft mit Arbeitsverboten 
belegt werden. Fasani et al. (2020) zeigen, dass die 
Aufhebung dieser Verbote und der Zugang zu legalen 
Einkommensmöglichkeiten die Wahrscheinlichkeit, 
straffällig zu werden, verringern dürfte.
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Graziella Bertocchi und Chiara Strozzi

Staatsbürgerschaft durch Geburt im internationalen  
Vergleich 

Der wachsende Druck der internationalen Migration 
rückt die Frage nach der Einbürgerungspolitik zuneh-
mend in den Mittelpunkt der Debatte. Jedes Land hat 
eigene Gesetze, die nicht nur das Verfahren zur Aner-
kennung der Staatsbürgerschaft, sondern auch den 
Zugang zum Arbeitsmarkt und zu Sozialleistungen 
festlegen.

Mit der Staatsbürgerschaft ist man ein vollwerti-
ges Mitglied eines Staates und besitzt die damit ver-
bundenen Rechte – z.B. das Wahlrecht, den freien Zu-
gang zum Arbeitsmarkt und Formen des Rechtsschut-
zes – und hat die damit verbundenen Pflichten, z. B. 
die Wehrpflicht und den Verzicht auf die ursprüngliche 
Staatsbürgerschaft. Die Staatsbürgerschaft kann auf 
drei Arten erworben werden: durch Geburt, durch Ein-
bürgerung oder durch Heirat. Dieser Artikel konzen-
triert sich auf die Verleihung der Staatsbürgerschaft 
durch Geburt.

URSPRÜNGE DER STAATSBÜRGERSCHAFT DURCH 
GEBURT

Im Europa des 18. Jahrhunderts war in Anlehnung 
an die feudale Tradition der Leibeigenschaft, die den 
Herren das Eigentum an den auf ihrem Land gebo-
renen Menschen zuwies, das Prinzip »ius soli«, das 
die Staatsbürgerschaft nach dem Ort der Geburt 
bestimmt, das vorherrschende Recht. Die Franzö-
sische Revolution führte mit dem napoleonischen 
Code Civil von 1804 den alten römischen Brauch des  
»ius sanguinis« wieder ein. Demnach erbt ein Kind 
die Staatsbürgerschaft von seinen Eltern, unabhängig 
von seinem Geburtsort. Im 19. Jahrhundert wurde 
dieses Recht auch im restlichen Kontinentaleuropa 
und schließlich auch in den Kolonien eingeführt. 
Großbritannien behielt stattdessen das Prinzip »ius 
soli« bei und führte es im Empire; einschließlich der 
nordamerikanischen Kolonien, die späteren Vereinig-
ten Staaten, ein. 

Die Regelung der Staatsbürgerschaft durch Ge-
burt wurde, auch bedingt durch den nach dem Zwei-
ten Weltkrieg einsetzenden Entkolonialisierungs-
prozess, dem Zusammenbruch des sozialistischen 
Systems und der wachsenden internationalen Migra-
tionsströme, kontinuierlich verändert. Und in vielen 
Ländern werden Verfahren angewandt, die Elemente 
beider Prinzipen enthalten. Die Erfahrungen einzel-
ner Länder und Regionen innerhalb Europas sind 
dabei aufschlussreich (Joppke 1998; Aleinikoff und 
Klusmeyer 2000; 2001; Brubaker 1992; Bertocchi und 
Strozzi 2010). 

Großbritannien, das sich bis zum Zweiten Welt-
krieg besonders offen gegenüber allen Bürgern des 

Empire zeigte, veränderte seine Gesetzgebung als 
Reaktion auf die starken Migrationsströme aus den 
ehemaligen Kolonien nach dem 
Krieg. Der British Nationality Act 
von 1984 schränkte das Prinzip 
»ius soli« stark ein, indem er 
festlegte, dass ein im Vereinig-
ten Königreich geborenes Kind 
nur dann britischer Staatsbürger 
ist, wenn auch ein Elternteil dort 
ansässig ist. 

Frankreich führte nach der In-
kraftsetzung des »ius sanguinis«  
im Jahr 1804 Elemente des »ius 
soli« für militärische Zwecke 
wieder ein. 1889 wurde dort 
das Prinzip des doppelten »ius 
soli« anerkannt, das in Frank-
reich geborenen Kindern aus-
ländischer Eltern, die ebenfalls 
dort geboren waren, die Staats-
bürgerschaft gewährte (»double 
droit du sol«). 

Deutschland leitete nach dem 
Fall der Berliner Mauer eine Reform der wilhelmini-
schen Gesetzgebung von 1913 ein. 1999 wurde eine 
abgemilderte Form des »ius soli« eingeführt: Als 
Bedingung musste ein ausländischer Elternteil seit 
mindestens acht Jahren in Deutschland ansässig  
sein. 

Die Vereinigten Staaten kodifizierten das »ius soli« 
1868 in der Verfassung durch eine Gesetzesnovelle, 
die auf den Schutz der Geburtsrechte von Sklaven af-
rikanischer Herkunft abzielte und die bis heute gültig 
ist. In einigen Ländern Lateinamerikas wurde das »ius 
soli« im 18. Jahrhundert im Rahmen der Unabhängig-
keit angenommen, in offenem Bruch mit den Kolonial-
mächten, die sonst ihre Gerichtsbarkeit über die Neu-
geborenen in Übersee hätten beanspruchen können. 
Und mit der Entkolonialisierung ab den 1960er Jahren 
und dem Bemühen um den Aufbau einer nationalen 
Identität verbreitete sich das Prinzip »ius sanguinis« 
auf dem afrikanischen Kontinent.

DATEN

Der Citizenship-Laws-Datensatz zeigt die Geschichte 
des Staatsbürgerschaftsrechts in der Nachkriegszeit 
(Bertocchi und Strozzi 2009). Der Datensatz sammelt 
Informationen über die Staatsbürgerschaft durch 
Geburt sowie die Einbürgerungsbestimmungen in 
162 Ländern für die Jahre 1948, 1975 und 2001, so 
dass zwei Zeiträume von etwa 25 Jahren erfasst wer-
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den können.1 Bezüglich der Staatsbürgerschaft durch 
Geburt werden die Länder in drei Gruppen eingeteilt: 
»ius soli«, »ius sanguinis« und Mischformen, die Ele-
mente des »ius soli« anerkennen –  wenn auch in re-
striktiver Form – und sie neben unterschiedlichen 
Ausprägungen des Prinzips »ius sanguinis« anwen-
den. Häufig gilt das Prinzip des doppelten »ius soli« 
oder des »ius soli« für ein in einem bestimmten Land 
geborenes Kind von Einwanderern, die langfristig auf-
enthaltsberechtigt sind. Die erste Bestimmung wird 
häufig von Ländern mit einer relativ langen Einwan-
derungsgeschichte genutzt, die zweite in Ländern mit 
einer jüngeren Einwanderungsgeschichte.

Entwicklung der Staatsbürgerschaftsgesetze  
bis 2001

Tabelle 1 zeigt, dass 1948 das »ius soli« in 76 Ländern 
(47%) gültig war, das »ius sanguinis« in 67 Ländern 
(41%) und Mischregelungen in den verbleibenden 
19 Ländern (12%). Länder mit dem »ius-soli«-Prinzip 
sind im Jahr 1948 die Vereinigten Staaten, Kanada, 
Australien, das Vereinigte Königreich und die meis-
ten lateinamerikanischen Länder. Das »ius sangui-
nis« herrscht in Kontinentaleuropa vor, mit Ausnahme 
Frankreichs, das gemischte Regelungen (doppeltes 
»ius soli«) nutzt. Bis 2001 hat sich das »ius-sangui-
nis«-Prinzip in 88 Ländern (54%) zum vorherrschen-
den Regime entwickelt, gefolgt vom »ius soli« in 
39 Ländern (24%) und Mischformen in 35 Ländern 
(22%). Die Zunahme an Ländern mit dem Prinzip »ius 
sanguinis« war vor allem in der ersten Nachkriegspe-
riode von 1948 bis 1975 zu beobachten, häufig wurde 
es in den ehemaligen afrikanischen Kolonien einge-
führt. Die Ausbreitung gemischter Regelungen ist eine 
jüngere Entwicklung und besonders ausgeprägt in 
Europa, sowohl in ehemaligen »ius-soli«-Ländern wie 
dem Vereinigten Königreich als auch in Staaten mit 
ursprünglicher »ius-sanguinis«-Tradition wie Deutsch-
land. Die Daten lassen drei Kategorien erkennen: 

	‒ Stabilität: Einige Länder halten an ihrer Tradition 
fest, entweder ein »ius soli« (z.B. die Vereinigten 
Staaten) oder ein ius sanguinis« (z.B. die Schweiz). 

1	 Die Hauptquellen der Daten sind das United States Office of  
Personnel Management (2001), der Hohe Kommissar der Vereinten 
Nationen für Flüchtlinge (2003) und Weil (2001).

	‒ Inversion: Einige Länder wechseln, hauptsäch-
lich von »ius soli« zu »ius sanguinis« (z.B. Sierra 
Leone).  

	‒ Konvergenz: Einige Länder entwickeln sich zu ei-
nem gemischten System, entweder von einem 
»ius soli«, das sie wahlweise einschränken (z.B. 
das Vereinigte Königreich), oder von einem »ius 
sanguinis«, das sie mit »ius-soli«-Bestimmungen 
abschwächen (z.B. Deutschland). 

In Europa sind am Ende des Zeitraums in 20 der 34 im 
Datensatz enthaltenen Länder gemischte Regelungen 
und in 14 ein »ius sanguinis«-Prinzip gültig, kein Staat 
nutzt das Prinzip »ius soli«. 

Entwicklung seit 2001

In den vergangenen zwei Jahrzehnten wurden wei-
tere Reformen durchgeführt. 2004 wechselte Irland, 
in dem zuvor noch eine fast reine Version des »ius 
soli« gültig war (mit Potenzial zu »Staatsbürgerschaft-
stourismus«), zu einem gemischten Regime. Portugal 
führte 2006 sowohl das doppelte »ius soli« als auch 
das »ius soli« für Kinder von im Ausland wohnenden 
Eltern ein. Dies war zuvor nur von Belgien beschlossen 
worden, wobei gemischte Regelungen in der Regel nur 
eines der beiden nutzen. Das doppelte »ius soli« wird 
beispielsweise in Frankreich, Luxemburg und Spanien 
eingesetzt, das »ius soli« für Kinder von Ausländern in 
Deutschland, Irland und dem Vereinigten Königreich. 
Griechenland erlebte eine unruhige Zeit mit zwei ein-
schlägigen Reformen: Ein Gesetz aus dem Jahr 2010, 
das sowohl das doppelte »ius soli« als auch das »ius 
soli« für Kinder von Ausländern umfasste, wurde ver-
abschiedet, aber nie angewandt, bis ein neues Ge-
setz aus dem Jahr 2015 nur die zweite Bestimmung 
beibehielt.

In den letzten Jahren hat eine wachsende Zahl 
von Forschungsarbeiten zusätzliche Klassifikationen 
der Gesetze vorgelegt, die den Zugang zur Staatsbür-
gerschaft regeln, wobei oft feinere Differenzierungs-
grade mit eng verwandten Maßnahmen der Integra-
tionspolitik gegenüber Migranten kombiniert wurden. 
Sie konzentrieren sich jedoch nur auf die aktuelle Ge-
setzgebung und die jüngsten Reformen. 

Die wichtigsten Quellen für aktuelle Daten sind:

Tab. 1 

Die Entwicklung der Gesetze zur Staatsbürgerschaft nach dem Geburtsrecht, 1948 und 2001 

Staatsbürgerschaftsgesetze 2001 (Anzahl der Länder)

Staatsbürgerschaftsgesetze 1948
(Anzahl der Länder) »ius sanguinis« gemischt »ius soli« Gesamt

»ius sanguinis« 46 20 1 67

Gemischt 11 6 2 19

»ius soli« 31 9 36 76

Gesamt 88 35 39 162

Quelle: Bertocchi und Strozzi (2009).
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	‒ Die United States Law Library of Congress (2018) 
hat eine Liste von 94 Ländern zusammenge-
stellt, die ab 2018 die Staatsbürgerschaft durch 
Geburt mit oder ohne zusätzliche Bedingungen 
gewähren. 

	‒ Das Global Citizenship Observatory (GLOBALCIT, 
2019) veröffentlicht die Global Birthright Indi-
cators Database, die Informationen über »ius 
sanguinis«- und »ius soli«-Bestimmungen für 
177 Länder ab 2016 enthält. GLOBALCIT ist der 
Nachfolger der EUDO CITIZENSHIP, die für 2011 
und 2016 die Citizenship Law Indicators (CITLAWS) 
für 42 europäische Länder zur Verfügung stellte 
(EUDO CITIZENSHIP Observatory, 2016; auch Vink 
und R. Bauböck 2013). 

	‒ Die aktuelle Ausgabe des Migrant Integration Po-
licy Index (MIPEX), der erstmals 2004 vom British 
Council veröffentlicht wurde, umfasst neben dem 
Zugang zur Staatsbürgerschaft auch Indikatoren 
zu sieben weiteren Politikbereichen bezüglich 
der Integration von Migranten – Arbeitsmarkt-
mobilität, Familienzusammenführung, Bildung, 
politische Teilhabe, dauerhafter Aufenthalt, An-
tidiskriminierung und Gesundheit (Huddleston 
et al. 2011). 

URSACHEN DER REFORMEN

Innerhalb der Sozial- und Politikwissenschaften gib 
es verschiedene Erklärungen für die Veränderungen 
der Staatsbürgerschaftsgesetze. 

Die Rechtstradition eines Landes gilt angesichts 
der starken Beständigkeit solcher Institutionen als die 
grundlegende Determinante der geltenden Gesetze. 
Auch die Einwanderung ist eine potenzielle Ursache 
für Veränderungen, wobei sie sich auf unterschiedliche 
Weise auswirken kann. Wenn einerseits die Einwan-
derung durch die Annahme von »ius soli«-Elementen 
zu einer inklusiveren Gesetzgebung gegenüber den 
Neuankömmlingen führt, so kann sie andererseits 
auch Einschränkungen in Ländern bewirken, die mit 
einer inklusiveren Gesetzgebung begannen. Nach Weil 
(2001) verursacht die Kombination dieser beiden ge-
gensätzlichen Folgen eine Entwicklung hin zu einer 
gemischten Regelung, während Bauböck et al. (2006) 
auf das de facto Fortbestehen divergierender Entwick-
lungen hinweisen und Goodman und Howard (2013) 
restriktive Gegenreaktionen hervorheben. 

Da die Staatsbürgerschaft Einfluss auf den Bezug 
von Sozialleistungen hat, kann in Ländern mit einem 
ausgeprägten Wohlfahrtsstaat Widerstand gegen-
über der Inklusion von Ausländern entstehen (Joppke 
1998). In Ländern mit niedrigem Bevölkerungswachs-
tum könnten dieser Überlegung jedoch die potenziell 
positiven Auswirkungen der relativ jungen Zuwanderer 
auf die öffentlichen Finanzen entgegenwirken. 

Auch politische Faktoren spielen eine Rolle, da 
das Vorhandensein eines konsolidierten demokrati-
schen Regimes die Gleichbehandlung von Einwande-

rern und damit die Annahme von »ius soli« mit dem 
Wahlrecht begünstigen dürfte. Die Stabilisierung der 
nationalen Grenzen dürfte die Tendenz verringern, 
das »ius sanguinis« zur Definition einer nationalen 
Identität einzusetzen, während eine Bedrohung ihrer 
Stabilität das Gegenteil bewirken kann. Wie bereits 
erwähnt, erwiesen sich solche geopolitischen Über-
legungen angesichts zweier historischer Ereignisse, 
die zu Neudefinitionen der nationalen Grenzen führ-
ten, als entscheidend: die Phase der Dekolonisierung 
nach dem Zweiten Weltkrieg und der Zusammenbruch 
des sozialistischen Systems mit dem Fall der Berliner 
Mauer. Kulturelle Faktoren und eine unterschiedli-
che Auffassung der Rolle des Staates bei der Schaf-
fung einer nationalen Identität wurden auch von 
Brubaker (1992) als Erklärung für die unterschied-
lichen Systeme Frankreichs und Deutschlands vor- 
geschlagen.  

Einfluss von Rechtstraditionen

Unser Datensatz ermöglicht es, über einen ausrei-
chend langen Zeitraum die von den Ländern der 
Stichprobe verabschiedeten Gesetze und mit ihnen 
korrelierende Faktoren zu untersuchen (Bertocchi und 
Strozzi 2010). Was das Erbe der früheren Rechtstra-
dition betrifft, so wird ihr anhaltender Einfluss auf 
die geltenden Normen der Staatsbürgerschaft durch 
die Daten bestätigt. Die möglichen unterschiedlichen 
Auswirkungen der Einwanderung führen zu einem eher 
restriktiven Verhalten, denn die Daten zeigen, dass 
höhere Einwanderung ein Land eher in Richtung des 
»ius sanguinis«- als des »ius soli«-Prinzips drängt. 

Der Effekt der Einwanderung hängt davon ab, ob 
ein Land eine »ius-soli«- oder eine »ius-sanguinis«-Tra-
dition aufweist. Während »ius-soli«-Länder Elemente 
des »ius sanguinis« annehmen, neigen »ius-sangui-
nis«-Länder dazu, das Gegenteil zu tun. Eine Konver-
genz hin zu einer Mischform als Folge der Einwan-
derung lässt sich kaum in der gesamten Stichprobe 
bestätigen. Die Daten zeigen vielmehr, dass Einwan-
derung einen Impuls zur Ausgrenzung gibt. Ähnliche 
Schlussfolgerungen werden von Strozzi (2016) unter 
Verwendung des MIPEX-Index für den Zugang zur Na-
tionalität gezogen. 

Tendenz zu Mischregelungen in Europa

Das oben beschriebene Muster hinsichtlich der Auswir-
kungen von Einwanderung trifft möglicherweise nicht 
auf Europa zu. Hier ist in den letzten Jahren eine Ten-
denz hin zu gemischten Regelungen zu beobachten, 
die durch das gleichzeitige Vorhandensein eines hohen 
Grades an Demokratie und geopolitischer Stabilität 
unterstützt werden könnten. Die Größe des Wohl-
fahrtsstaates stellt offenbar kein Hindernis für eine 
stärkere Inklusion von Einwanderern durch Anwen-
dung des »ius soli« dar – möglicherweise, weil viele 
der Länder mit ausgeprägten Wohlfahrtssystemen 
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gleichzeitig eine demografische Stagnation erleben. 
Die kulturelle Vielfalt, gemessen an der Religionszu-
gehörigkeit und ethno-linguistischer Fragmentierung, 
wirkt sich statistisch nicht signifikant aus.

Die wichtigsten, mit der Staatsbürgerschaftsge-
setzgebung korrelierenden Faktoren und ihre Auswir-
kungen sind in Tabelle 2 zusammengefasst.

Die Staatsbürgerschaftsgesetze entwickelten sich 
also endogen und reagierten systematisch auf histo-
rische, wirtschaftliche und institutionelle Faktoren. 

In den letzten Jahren wurde zusätzlich in eini-
gen wenigen Ländern eine neue, bedingte Form des 
»ius soli« – bekannt als »ius culturae« – diskutiert und 
teils übernommen. Diese Bestimmung gewährt ei-
nem Kind, das im Zielland von einem eingewanderten 
Elternteil geboren wurde, die Staatsbürgerschaft in 
einem relativ frühen Alter, vorausgesetzt das Kind 
hat im Zielland selbst die Schule besucht (bzw. ab-
geschlossen). Obwohl es einen Weg zur frühen Ein-
bürgerung durch Sozialisierung darstellt, kann das 
»ius culturae« in seinen Auswirkungen mit dem »ius 
soli« verglichen werden. Beispiele für die Übernahme 
des »ius culturae«, in verschiedenen Kombinationen 
mit konventionelleren gesetzlichen Bestimmungen, 
bieten Frankreich, Lettland und Portugal, während 
Italien darüber debattiert, ob es sein stark »ius-san-
guinis«-orientiertes Regime durch die Übernahme 

des »ius culturae« abschwächen sollte. Während eine 
Verzögerung des Zugangs zur Staatsbürgerschaft für 
Kinder in den prägenden Jahren ihrer Sozialisierung 
einen großen Unterschied machen kann, stellt das 
»ius culturae« in Fällen, in denen eine besonders re-
striktive Gesetzgebung mit einer starken Opposition 
gegen ihre Lockerung verbunden ist, eine gangbare 
Alternative zu letzterer dar.
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Tab. 2

Die wichtigsten Komponenten der Entwicklung der Staatsbürgerschaftsgesetze 
durch Geburt, weltweit, 1948–2001.

Entspricht Auswirkungen auf die Entwicklung des 
Staatsbürgerschaftsrechts

Exklusiv Inklusiv Keine

Rechtliche Tradition √ 

(in »ius sanguinis«-Ländern) √ 

(in »ius-soli«-Ländern)

Einwanderung √ 

(in »ius-soli«-Ländern) √ 

(in »ius-sanguinis«-Ländern)

Grad der Demokratie √ 

Demografische Stagnation √ 

Ethnische und religiöse Konflikte √ 

Instabilität der politischen Grenzen √ 

Größe des Wohlfahrtsstaates √ 

Kulturelle Vielfalt √ 

Quelle: Ausarbeitung zu Bertocchi und Strozzi (2010).




